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BREMISCHE
Landtag
13 . Wahlperiode

BURGERSCHAFT Drucksache 13/546

(zu Drs . 13/42 , 13/43 und 13/171)
29 . 04 . 93

Bericht und Antrag des nichtständigen Ausschusses „ Mediengesetze"

Bericht

I . Einsetzung des Ausschusses
Die Bürgerschaft (Landtag ) beschloß am 25 . März 1992 aufgrund eines entspre¬
chenden Antrags der Fraktionen der SPD , FDP und DIE GRÜNEN (Beschlußproto¬
koll Nr . 13/109 ) , einen aus zwölf Mitgliedern und zwölf stellvertretenden Mitglie¬
dern bestehenden nichtständigen Ausschuß „Mediengesetze " einzusetzen . Die
CDU -Fraktion stimmte diesem Antrag zu.
Der Ausschuß erhielt den Auftrag , die Novellierung des Radio -Bremen -Gesetzes
und des Bremischen Landesmediengesetzes vorzubereiten.
Die Bürgerschaft wählte folgende Abgeordnete in den Ausschuß:
Mitglieder
Berk , Gerlinde (SPD)
Bürger , Klaus (CDU)
Dittbrenner , Claus (SPD)
Erlenwein , Roswitha (CDU)
Fluß , Manfred (SPD)
Fröhlich , Gisela (SPD)
Kastendiek , Jörg (CDU)
Dr . Kuhn , Hermann (GRÜNE)
Leo , Detmar (SPD)
Motschmann , Elisabeth (CDU)
Neujahr , Harald (FDP)
Vorsatz , Karl -Heinz (DVU)

Stellvertreter/in
Bloch , Norbert (SPD)
Ravens , Bernd (CDU)
Barsuhn , Reinhard (SPD)
Schreiber , Ulrike (CDU)
Isola , Horst (SPD)
Kahrs , Bringfriede (SPD)
Eckhoff , Jens (CDU)
Sailer , Wolfram (GRÜNE)
Schmurr , Carl Heinz (SPD)
Niederbremer , Günter (CDU)
Welke , Heinrich (FDP)
Weidenbach , Hans - Otto (DVU)

Der Ausschuß wählte den Abgeordneten Bürger zum Vorsitzenden und den Abge¬
ordneten Fluß zum stellvertretenden Vorsitzenden . Für den verstorbenen Abge¬
ordneten Vorsatz wählte die Bürgerschaft die Abgeordnete Elfriede Budina in den
Ausschuß.

II . Ausschußarbeit
1 . Der Ausschuß konstituierte sich am 21 . April 1992 . Er kam zu insgesamt vier¬
zehn Sitzungen zusammen . Auf Wunsch des Ausschusses nahmen als Sachver¬
ständige an seinen Sitzungen teil der Direktor der Bremischen Landesmedienan¬
stalt , Herr Wolfgang Schneider , sowie der für Medienfragen zuständige Referent
der Senatskanzlei , Herr Jürgen C . Busch , denen der Ausschuß wegen der stets
sehr guten fachlichen Beratung zu Dank verpflichtet ist . Den im Ausschuß vertre¬
tenen Fraktionen wurde freigestellt , jeweils einen wissenschaftlichen Mitarbeiter
zu den Ausschußsitzungen hinzuzuziehen.
2 . Die Bürgerschaft (Landtag ) überwies an den Ausschuß folgende Gesetze zur
Beratung und Berichterstattung:
— Gesetz zur Änderung des Radio -Bremen -Gesetzes (Änderung des Zählverfah¬

rens ) , Antrag der Fraktion der CDU vom 27 . Januar 1992 (Drs . 13/42 ) —
Beschlußprotokoll Nr . 13/110 —



— Gesetz zur Änderung des Bremischen Landesmediengesetzes (Stärkung priva¬
ter Rundfunkveranstalter ) , Antrag der Fraktion der CDU vom 27 . Januar 1992
(Drs . 13/43 ) - Beschlußprotokoll Nr . 13/111 -

— Gesetz zur Änderung rundfunkrechtlicher Vorschriften , Mitteilung des Senats
vom 26 . Mai 1992 (Drs . 13/171 ) - Beschlußprotokoll Nr . 13/180 -

3 . Zu Beginn seiner Tätigkeit ließ sich der Ausschuß von Vertretern des Bundes¬
ministeriums für Post und Telekommunikation und der Oberpostdirektion Bremen
über die Frequenzsituation im Tonrundfunk - und Fernsehbereich informieren.
Nachdem dabei deutlich geworden war , daß in Bremen weniger Hörrundfunkfre¬
quenzen zur Verfügung stehen als Bewerber vorhanden sind , bat der Ausschuß
die Oberpostdirektion Bremen am 15 . Mai 1992 , durch eine sogenannte Bele¬
gungsmessung festzustellen , ob im Lande Bremen freie Frequenzen vorhanden
sind . Die Oberpostdirektion gab am 27 . August 1992 in Form einer Zwischennach¬
richt bekannt , daß die Ermittlungen sich sehr schwierig gestalteten . Ergebnisse
liegen dem Ausschuß bis heute nicht vor.

Der Intendant von Radio Bremen teilte dem Ausschuß auf eine entsprechende
Anfrage mit , daß die Frequenz 95,0 MHz , die seit Anfang 1985 zunächst aus¬
schließlich Radio Bremen als Welle für Übertragungen aus dem Parlament und aus
Untersuchungsausschüssen diente , seit dem 1 . April 1989 gemeinsam mit dem
NDR genutzt werde . Der Vertrag mit dem NDR könne mit einjähriger Frist
erstmals zum 31 . Dezember 2004 gekündigt werden . Radio Bremen sei jedoch
daran interessiert , die Kooperation mit dem NDR fortzusetzen.

4 . Den Schwerpunkt der Arbeit des Ausschusses bildete der vom Senat vorgelegte
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung rundfunkrechtlicher Vorschriften (Drs.
13/171 ) .

Die Notwendigkeit , das Radio -Bremen -Gesetz vom 18 . Juni 1979 und das Bremi¬
sche Landesmediengesetz vom 14 . Februar 1989 zu ändern , ergibt sich aufgrund
der (6 . ) Rundfunkentscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 5 . Februar
1991 und der am 1 . Januar 1992 in Kraft getretenen Rundfunkstaatsverträge.
Letztere haben zum einen zur Folge , daß alle Regelungen im Radio -Bremen -Gesetz
und im Bremischen Landesmediengesetz , die mit den Staatsvertragsregelungen
inhaltsgleich sind oder dem Staatsvertragsrecht entgegenstehen , zu streichen
sind . Zum anderen müssen die Bremischen Rundfunkgesetze entsprechend den
Vorgaben der Staatsverträge angepaßt werden , so z . B . hinsichtlich der Finanzie¬
rungsregelungen sowie der Zulassungs - und Bußgeldvorschriften.

Die einschlägige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts , insbesondere
das 6 . Rundfunkurteil , wirkt sich ebenfalls in einer Reihe von Neuerungen auf die
Mediengesetze aus.

Der Ausschuß hörte zunächst zu dem vom Senat beschlossenen Gesetz zur Ände¬
rung des Radio -Bremen -Gesetzes den Intendanten , den Vorsitzenden des Rund¬
funkrates und den Vorsitzenden des Verwaltungsrates von Radio Bremen . Er
befaßte sich sodann in intensiver Beratung mit den einzelnen Vorschriften des
Gesetzentwurfs zur Änderung rundfunkrechtlicher Vorschriften . Dabei beschloß
der Ausschuß insgesamt über vierzig Änderungen.

Nachfolgend werden beispielhaft einige wichtige Beratungsergebnisse darge¬
stellt , wobei das jeweilige Abstimmungsverhalten in Klammern gesetzt ist.

4 . 1 . Radio -Bremen -Gesetz

— Radio Bremen erhält die Möglichkeit , mit anderen Rundfunkveranstaltern
Gemeinschaftsprogramme zu veranstalten , sich an privaten Rundfunkunter¬
nehmen zu beteiligen und programmbezogene Druckwerke herauszugeben
(mehrheitlich ) .

— Zur Wahl in den Rundfunkrat soll jede entsendungsberechtigte Organisation
eine Frau als Mitglied oder stellvertretendes Mitglied vorschlagen (mehr¬
heitlich ) .

— Die Frauenbeauftragte der Anstalt „Radio Bremen " soll an den Sitzungen des
Rundfunkrates beratend teilnehmen können (einstimmig ) .

— Anstelle eines Mitglieds des Landesbeirats für Weiterbildung soll künftig ein
Vertreter des Bundes für Umwelt und Naturschutz Landesverband Bremen e .V.
Mitglied im Rundfunkrat werden (mehrheitlich ) .



— Die Sitze im Rundfunkrat sollen künftig nicht mehr nach dem Verfahren
d 'Hondt , sondern nach dem Hare -Niemeyer -Verfahren vergeben werden
(mehrheitlich ) .

— Dem Verwaltungsrat , der aus neun Mitgliedern besteht , sollen mindestens vier
Frauen angehören (mehrheitlich ) .

4 . 2 . Bremisches Landesmediengesetz
— Die Regelungen zur Rechtsaufsicht über private Rundfunkveranstalter sowie

zur Rücknahme und zum Widerruf der Zulassung als Veranstalter wurden
unter Beachtung rundfunkspezifischer Belange neu formuliert . Insbesondere
wurde im Gegensatz zur Fassung des Senatsentwurfs bestimmt , daß in die
Kabelnetze eingespeiste Programme wieder herausgenommen werden dürfen,
ohne daß ein dadurch eventuell entstehender Vermögensnachteil auszuglei¬
chen ist (einstimmig ) .

— Der Veranstalter kann mit öffentlich -rechtlichen Rundfunkanstalten , die an
ihm nicht beteiligt sind , Vereinbarungen über eine Zusammenarbeit in allen
Aufgabenbereichen einschließlich gemeinsamer Programmgestaltung ab¬
schließen (mehrheitlich ) .

— Jeder Betreiber einer Kabelanlage mit einer Kapazität von mehr als fünfzehn
Kanälen und mehr als 5 . 000 angeschlossenen Haushalten ist verpflichtet , der
Landesanstalt auf Verlangen je einen Kanal für Hörfunk und für Fernsehen
(Offener Kanal ) unentgeltlich zur Verfügung zu stellen (einstimmig ) .

— Eine Übertragungskapazität , die nach dem geltenden Landesmediengesetz der
Landesanstalt zugeordnet war , bleibt ihr zugeordnet , wenn die Landesanstalt
sechs Monate vor Ablauf der Zulassung aufgrund eines von ihr unterstützten
Verlängerungsantrages des die Übertragungskapazität nutzenden Veranstal¬
ters den Zuordnungsausschuß über seine Geschäftsstelle informiert hat und
der Zuordnungsausschuß nicht binnen sechs Wochen nach Zustellung wider¬
spricht (einstimmig ) .

— Bei der Entscheidung über die Zuordnung neuer Übertragungskapazitäten für
Rundfunkzwecke hat die Sicherstellung der Grundversorgung Vorrang . Den
Vorschlag , daß Vorrang bei der Zuordnung die Sicherstellung der Grundver¬
sorgung durch die regionalen durch Landesrecht zugelassenen und die bundes¬
weiten öffentlich -rechtlichen Programme haben solle , lehnte die Mehrheit im
Ausschuß ab.

— Der Zuordnungsausschuß für Übertragungskapazitäten soll zwanzig Mitglieder
haben , von denen zehn für den Bereich des öffentlich -rechtlichen und zehn für
den Bereich des privaten Rundfunks nach näherer Maßgabe des Gesetzes ent¬
sandt werden (mehrheitlich ) .

— Der bzw . die Vorsitzende des Zuordnungsausschusses soll mit einfacher Mehr¬
heit aus dessen Mitte gewählt werden (einstimmig ) .

— Die Senatskanzlei soll einer Empfehlung des Zuordnungsausschusses für eine
Zuordnungsentscheidung nur aus Rechtsgründen widersprechen können (ein¬
stimmig ) .

— Für die Mitglieder des Landesrundfunkausschusses soll weiterhin festgeschrie¬
ben werden , daß sie ihren Hauptwohnsitz in der Freien Hansestadt Bremen
haben müssen (mehrheitlich ) .

— Die Vorschriften zum Datenschutz wurden nach entsprechender Beratung
durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz teilweise neu formuliert
(einstimmig ) .

III . Ergebnisse der Ausschußarbeit hinsichtlich der Gesetzesanträge Drs . 13/42,
13/43 und 13/171

1 . zu Drs . 13/42:
Dem Antrag , die Sitze im Rundfunkrat künftig nach dem Hare -Niemeyer-
Verfahren zu vergeben , schließt sich der Ausschuß durch eine entsprechende
Empfehlung zur Änderung des Radio -Bremen -Gesetzes an . Der Gesetzesantrag ist
damit erledigt.
2 . zu Drs . 13/43:
Die Präferenz für örtliche Programme ist in den Empfehlungen des Ausschusses
für das neue Landesmediengesetz nicht mehr enthalten . Damit ist der Antrag hin¬
sichtlich seiner Ziffer 1 gegenstandslos . Soweit mit dem Gesetzesantrag außerdem
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erreicht werden soll , daß die Mitglieder des Landesrundfunkausschusses — entge¬
gen der bisherigen Regelung — ihren Hauptwohnsitz nicht im Lande Bremen
haben müssen , ist der Ausschuß diesem Petitum nicht gefolgt . Der Antrag ist somit
insgesamt erledigt.
3 . zu Drs . 13/171:
Der Ausschuß beschloß den Gesetzentwurf des Senats zur Änderung rundfunk¬
rechtlicher Vorschriften einschließlich der dazu vom Ausschuß empfohlenen
Änderungen mit den Stimmen der Vertreter der Fraktionen der SPD , DIE GRÜ¬
NEN und der FDP gegen die Stimmen der Vertreter der Fraktion der CDU und der
Vertreterin der Gruppe der DVU . Aufgrund der Vielzahl der im Ausschuß
beschlossenen Änderungen , die u . a . auch eine Umstellung der Reihenfolge der
Paragraphen im Landesmediengesetz vorsehen , sah der Ausschuß davon ab , seine
Empfehlungen in Form von Änderungsanträgen vorzulegen ; statt dessen sind die
empfohlenen Änderungen in den Senatsentwurf eingearbeitet worden . Der Aus¬
schuß geht davon aus , daß damit der Gesetzentwurf des Senats (Drs . 13/171 ) erle¬
digt ist.

IV . Erledigung des Auftrages
Der Ausschuß sieht mit der Vorlage dieses Berichts und des Gesetzentwurfs seine
Arbeit als beendet an.

V . Gesetzesänderung
Die Ausschußmehrheit bittet die Bürgerschaft (Landtag ) , den nachfolgenden
Antrag zu beschließen.

Antrag
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung rundfunkrechtlicher Vorschriften
Die Bürgerschaft (Landtag ) wolle beschließen:

Gesetz zur Änderung rundfunkrechtlicher Vorschriften
Vom 21 . April 1993

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft (Landtag ) beschlos¬
sene Gesetz:

Artikel 1
Gesetz über die Errichtung und die Aufgaben einer Anstalt des öffentlichen
Rechts — Radio Bremen — (Radio -Bremen -Gesetz ) - (RBG)

Inhaltsübersicht
Abschnitt 1

Die Anstalt und ihr Programm
§ 1 Rechtsform
§ 2 Aufgaben und Rechte

§ 3 Vielfalt
§ 4 Programmgrundsätze
§ 5 Aufzeichnungspflicht , Beweissicherung
§ 6 Verantwortung

Abschnitt 2
Die Organe der Anstalt

§ 7 Organe
§ 8 Zusammensetzung des Rundfunkrats

§ 9 Wahl und Amtszeit der Mitglieder des Rundfunkrats

§ 10 Aufgaben des Rundfunkrats

§ 11 Arbeitsweise des Rundfunkrats

§ 12 Zusammensetzung , Wahl und Amtszeit des Verwaltungsrats
§ 13 Aufgaben des Verwaltungsrats
§ 14 Arbeitsweise des Verwaltungsrats
§ 15 Zusammensetzung des Direktoriums

§ 16 Aufgaben und Arbeitsweise des Direktoriums

§ 17 Organisation und Leitungsfunktionen
§ 18 Berufsgruppenvertretung
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Abschnitt 3
Die Wirtschaft der Anstalt

§ 19 Erträge und Aufwendungen
§ 20 Beteiligung an Unternehmen

§ 21 Jahresabschluß und Rechnungsprüfung

Abschnitt 4
Rechte Dritter

§ 22 Einsichtsrecht

§ 23 Beschwerderecht

§ 24 Gegendarstellungsrecht
Abschnitt 5

Staatliche Befugnisse
§ 25 Verlautbarungsrecht
§ 26 Rechtsauf sieht

Abschnitt 1
Die Anstalt und ihr Programm

§ 1

Rechtsform

( 1 ) Die vom Land Bremen errichtete Rundfunkanstalt trägt den Namen „Radio
Bremen "

. Die Anstalt hat ihren Sitz in Bremen.

(2) Die Anstalt ist eine gemeinnützige Anstalt des öffentlichen Rechts . Sie hat das
Recht der Selbstverwaltung im Rahmen dieses Gesetzes . Sie gibt sich eine Satzung.

(3 ) Der Staatsvertrag über den Rundfunk im vereinten Deutschland vom 31.
August 1991 (Brem . GBl . S . 273 , 275 — -225 -c - l ) bleibt unberührt.

§ 2

Aufgaben und Rechte

( 1 ) Aufgabe der Anstalt ist die Veranstaltung von Rundfunk im Lande Bremen.
Die Sendungen von Radio Bremen dienen durch Information , Bildung , Beratung
und Unterhaltung als Medium und Faktor des Prozesses der freien Meinungsbil¬
dung der gesamten Bevölkerung . Der Rundfunk hat das Recht , sachlich begrün¬
dete Kritik an gesellschaftlichen Mißständen , an Einrichtungen und Personen des
öffentlichen Lebens zu üben.

(2 ) Die Anstalt soll eine Außenstelle in Bremerhaven unterhalten.

(3) Die Anstalt ist zur Wahrnehmung ihrer Aufgabe berechtigt,
1 . mit anderen Rundfunkveranstaltern auf vertraglicher Grundlage Gemein¬

schaftsprogramme zu veranstalten und zu verbreiten,
2 . in ihr Rahmenprogramm Eigenbeiträge nicht erwerbswirtschaftlich orientier¬

ter Dritter einzubeziehen,
3 . nach Maßgabe von § 4 zur Veranstaltung und Verbreitung von Programmen

mit Dritten zusammenzuarbeiten und sich zu diesem Zweck an anderen Unter¬
nehmen zu beteiligen ( § 20 ) , soweit die Beiträge der Anstalt als solche kennt¬
lich gemacht werden,

4 . Druckwerke mit vorwiegend programmbezogenem Inhalt — auch in Gemein¬
schaft mit anderen Rundfunkanstalten — zu veröffentlichen , wenn dies zur
Erfüllung ihrer Aufgabe erforderlich ist,

5 . zur Herstellung und zur wirtschaftlichen Verwertung von Programmproduktio¬
nen mit Dritten zusammenzuarbeiten und sich zu diesem Zweck an anderen
Unternehmen zu beteiligen ( § 20 ) ,

6 . die erforderlichen Anlagen des Hörfunks und des Fernsehens einschließlich
von Sendeanlagen im Lande Bremen zu betreiben und

7 . sich im übrigen in verbreitungstechnischer , programmlicher und finanzieller
Hinsicht ebenso wie andere Rundfunkunternehmen im Geltungsbereich des
Grundgesetzes aller für Rundfunkunternehmen gegenwärtig und künftig zur
Verfügung stehenden Möglichkeiten zu bedienen.
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(4 ) Die Anstalt ist berechtigt,
1 . bei ihren Fernsehprogrammen ganztägig die Leerzeilen des Fernsehsignals

auch für Fernsehtext zu nutzen und
2 . Spartenprogramme für einen bestimmten Zeitraum gegen Pauschalentgelt

oder aus einem Spartenangebot Sendungen gegen Einzelentgelt an Nutzer
nach Maßgabe einer Satzung zu verbreiten , die die Höchstgrenzen für die
Pauschal - und für die Einzelentgelte festsetzt und die der Zustimmung des
Senats der Freien Hansestadt Bremen bedarf.

§ 3
Vielfalt

Die Anstalt hat in der Gesamtheit der Programme jeweils des Hörfunks und des
Fernsehens einen umfassenden Überblick über das regionale , nationale und inter¬
nationale Geschehen insbesondere in politischer , gesellschaftlicher , kultureller
und wissenschaftlicher Hinsicht zu geben und dabei alle Meinungsrichtungen,
auch die von Minderheiten , zu berücksichtigen . Einzelne Sendungen mit Aus¬
nahme von Nachrichtensendungen unterliegen nicht dem Gebot nach Satz 1.

§ 4

Programmgrundsätze
( 1 ) Die Sendungen der Anstalt dürfen nicht Verfassung und Gesetze verletzen.
Die sittlichen und religiösen Überzeugungen der Bevölkerung sind zu achten.
Keine Person darf wegen ihrer Nationalität , ihrer Abstammung , ihrer politischen
Überzeugung oder ihres religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses und
ihres Berufes in einer ihre Persönlichkeit , ihr Ansehen und ihre Menschenwürde
schädigenden Weise angegriffen werden.

(2 ) Die Sendungen der Anstalt sollen von demokratischer Gesinnung und unbe¬
stechlicher Sachlichkeit getragen werden . Die Anstalt hat sich mit allen Kräften
für Frieden und Verständigung unter den Völkern , Freiheit und Gerechtigkeit,
Wahrheit und Duldsamkeit , Achtung vor der einzelnen Persönlichkeit , Gleichbe¬
rechtigung von Frauen und Männern und den Schutz der natürlichen Umwelt ein¬
zusetzen.

(3 ) Die Gestaltung der Sendungen der Anstalt muß frei sein von Beeinflussung
durch die Regierung oder von einseitiger Einflußnahme durch politische , wirt¬
schaftliche , religiöse und andere Interessengruppen . Die Sendungen dürfen kei¬
nen Sonderinteressen , insbesondere politischer , wirtschaftlicher oder persönli¬
cher Art , dienen.

(4 ) Alle Nachrichten müssen nach Inhalt , Stil und Wiedergabe wahrheitsgetreu
und sachlich sein . Bei Nachrichtenübermittlung ist nur solches Material zu benut¬
zen , das aus Nachrichtenagenturen und Quellen stammt , die in Beurteilung und
Wiedergabe einen objektiven Standpunkt erkennen lassen . Ist diese Gewähr nicht
gegeben , so ist dies unmißverständlich zum Ausdruck zu bringen . Kommentare
sind deutlich von Nachrichten zu trennen und unter Nennung der Verfasserin
oder des Verfassers als solche zu kennzeichnen . Wertende und analysierende Ein¬
zelbeiträge haben dem Gebot journalistischer Fairneß zu entsprechen.
(5 ) Die Sendungen der Anstalt sollen von kulturellem Verantwortungsbewußt¬
sein zeugen und die kulturelle Aufgabe des Rundfunks deutlich werden lassen.

§ 5

Aufzeichnungspflicht , Beweissicherung
( 1 ) Von allen Sendungen , die die Anstalt verbreitet , sind vollständige Aufzeich¬
nungen herzustellen und aufzubewahren . Bei der Sendung einer Aufzeichnung
oder eines Films kann abweichend von Satz 1 die Aufzeichnung oder der Film auf¬
bewahrt werden . Die Aufbewahrungsfrist beträgt seit dem Tage der Verbreitung
zwei Monate . Wird innerhalb dieser Frist eine Sendung beanstandet , so ist die Auf¬
zeichnung oder der Film aufzubewahren , bis die Beanstandung durch rechtskräf¬
tige gerichtliche Entscheidung , durch gerichtlichen Vergleich oder auf andere
Weise erledigt ist.

(2) Soweit die Anstalt Fernsehtext veranstaltet , stellt sie in geeigneter Weise
sicher , daß berechtigten Interessen Dritter auf Beweissicherung angemessen
Rechnung getragen wird . Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
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§ 6
Verantwortung

( 1 ) Das Direktorium trägt die Verantwortung für Inhalt und Gestaltung der Sen¬
dungen nach Maßgabe der allgemeinen Gesetze und der besonderen Vorschriften
dieses Gesetzes.
(2 ) Für Inhalt und Gestaltung der Sendungen nach § 25 ist derjenige verantwort¬
lich , dem die Sendezeit zugebilligt worden ist.
(3 ) Die Verantwortlichkeit anderer Personen , insbesondere des Verfassers , Her¬
stellers oder Gestalters eines Beitrags , bleibt unberührt.

Abschnitt 2
Die Organe der Anstalt

§ 7
Organe

Die Organe der Anstalt sind:
1 . der Rundfunkrat,
2 . der Verwaltungsrat und
3 . das Direktorium.

§ 8
Zusammensetzung des Rundfunkrats

( 1 ) Der Rundfunkrat besteht aus folgenden Mitgliedern:
1 . eins der Stadtgemeinde Bremen , gewählt vom Senat der Freien Hansestadt

Bremen,
2 . eins der Stadtgemeinde Bremerhaven , gewählt vom Magistrat der Stadt Bre¬

merhaven,
3 . eins der städtischen Deputation für Kultur,
4 . eins der Stadtverordnetenversammlung Bremerhaven,
5 . eins der Lehrerschaft in Bremen oder Bremerhaven in turnusmäßigem Wech¬

sel , gewählt von dem jeweiligen Personalrat Schulen,
6 . eins der Elternschaft in Bremen oder Bremerhaven in turnusmäßigem Wech¬

sel , gewählt von dem jeweiligen Zentralelternbeirat,
7 . eins des Bundes für Umwelt - und Naturschutz Deutschland , Landesverband

Bremen e . V . ,
8 . eins der Hochschulen im Lande Bremen , gewählt von den Rektoren der Hoch¬

schulen im Lande Bremen,
9 . eins der Evangelischen Kirche,

10 . eins der Katholischen Kirche,
11 . eins der Israelitischen Gemeinde,
12 . zwei des Deutschen Gewerkschaftsbundes,
13 . eins der Deutschen Angestelltengewerkschaft,
14 . eins der Unternehmensverbände im Lande Bremen,
15 . eins der Handelskammer Bremen oder der Industrie - und Handelskammer Bre¬

merhaven in turnusmäßigem Wechsel,
16 . eins der Handwerkskammer,
17 . eins der Arbeiterkammer,
18 . eins der Angestelltenkammer,
19 . eins des Bremer Jugendrings,
20 . eins des Landessportbundes,
21 . zwei der Frauenorganisationen im Lande Bremen , gewählt durch den Bremer

Frauenausschuß , Landesfrauenrat Bremen,
22 . eins des Landesmusikrates,
23 . eins der Bremer Journalistenvereinigung,
24 . eins der Deutschen Journalistenunion,
25 . eins der Bühnengenossenschaft im Lande Bremen,
26 . drei von politischen Parteien und Wählervereinigungen nach Maßgabe der in

§ 9 Abs . 2 genannten Bestimmungen und
27 . fünf weiterer , die nach § 9 Abs . 3 gewählt werden.



(2 ) Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu benennen , das bei Ver¬
hinderung des ordentlichen Mitglieds vollberechtigt an den Sitzungen des Rund¬
funkrats und der Ausschüsse teilnimmt.

(3 ) So lange und so weit die Mitglieder in den Rundfunkrat nicht entsandt wer¬
den , verringert sich die Mitgliederzahl entsprechend.
(4 ) Mitglieder der Landesregierung und politische Beamte dürfen dem Rundfunk¬
rat nicht angehören.
(5 ) Beschäftigte der Anstalt dürfen nicht Mitglieder des Rundfunkrats sein.

(6) Beratend nehmen an den Sitzungen des Rundfunkrats drei Beschäftigte der
Anstalt , die vom Personalrat entsandt werden , sowie die Frauenbeauftragte der
Anstalt teil.

§ 9

Wahl und Amtszeit der Mitglieder des Rundfunkrats

( 1 ) Die in § 8 Abs . 1 Nr . 1 bis 26 aufgeführten Mitglieder werden durch die dort
genannten Organisationen gewählt . Dabei soll nach demokratischen Grundsätzen
im Rahmen der jeweils geltenden Statuten verfahren werden . Wiederwahl ist
zulässig . Soweit mehrere Organisationen ein gemeinsames Mitglied stellen und
ein turnusmäßiger Wechsel vorzunehmen ist , stellt die dann nicht als Vollmitglied
im Rundfunkrat vertretende Organisation in dieser Zeit das stellvertretende Mit¬
glied . Bei Einvernehmen zwischen den jeweiligen Organisationen kann von die¬
sen Regelungen abgewichen werden.

(2) Die Sitze nach § 8 Abs . 1 Nr . 26 werden nach dem Verfahren Hare -Niemeyer
im Verhältnis der Stimmen , die bei der der Amtsperiode des Rundfunkrats voran¬
gegangenen Bürgerschaftswahl auf die Parteien und Wählervereinigungen entfal¬
len sind , verteilt . Bleibt dabei eine Partei oder Wählervereinigung unberücksich¬
tigt , die auf Landesebene mindestens fünf vom Hundert der gültigen Stimmen
erhalten hat , so erhält sie einen Sitz , um den sich die Zahl der Sitze erhöht.

(3 ) Die nach § 8 Abs . 1 Nr . 27 zu wählenden fünf Mitglieder des Rundfunkrats
werden von der staatlichen Deputation für Kultur mit dreiviertel Mehrheit der
Stimmen gewählt . Wiederwahl ist zulässig . Sie sollen Einzelpersonen oder Grup¬
penvertreter sein , die schwer organisierbare oder solche Rundfunkteilnehmer¬
kreise repräsentieren , die durch die in § 8 Abs . 1 Nr . 1 bis 26 genannten Rund¬
funkratsmitglieder nicht hinreichend vertreten sind . Sie dürfen nicht Mitglieder
der Bremischen Bürgerschaft , einer Deputation , der Stadtverordnetenversamm¬
lung der Stadt Bremerhaven oder des Magistrats der Stadt Bremerhaven sein.

(4) Frauen sollen bei der Wahl von Mitgliedern und stellvertretenden Mitglie¬
dern im Rundfunkrat zu fünfzig vom Hundert berücksichtigt werden . Jede Organi¬
sation soll als Mitglied oder stellvertretendes Mitglied eine Frau entsenden.

(5) Die Amtszeit der Mitglieder des Rundfunkrats beträgt vier Jahre . Die Wahl
soll höchstens vier Monate vor Beginn der Amtsperiode des Rundfunkrats durch¬
geführt werden . Die Namen der gewählten Mitglieder und das jeweilige Auswahl¬
gremium sind der Anstalt mitzuteilen.

§ 10

Aufgaben des Rundfunkrats

Der Rundfunkrat hat folgende Aufgaben:
1 . Erlaß von Satzungen,
2 . Wahl und Abberufung der Mitglieder des Direktoriums,
3 . Wahl von sechs Mitgliedern des Verwaltungsrats,
4 . Beratung des Direktoriums in allen Rundfunkfragen,
5 . Überwachung der Einhaltung der Vorschriften in § § 2 , 3 und 4,
6 . Erlaß einer Finanzordnung,
7 . Genehmigung des Wirtschaftsplans , des Jahresabschlusses und der Verwen¬

dung des etwa vorhandenen Überschusses,
8 . Entlastung des Verwaltungsrats und des Direktoriums und

9 . abschließende Stellungnahme in Beschwerdeangelegenheiten über ausge¬
strahlte Sendungen.



§ 11

Arbeitsweise des Rundfunkrats

( 1 ) Jedes Mitglied des Rundfunkrats hat die Aufgabe , die Interessen der Allge¬
meinheit im Hinblick auf die Anstalt wahrzunehmen und ist an Aufträge und Wei¬
sungen nicht gebunden.

(2 ) Der Rundfunkrat wählt ein vorsitzführendes Mitglied und ein Mitglied für
dessen Stellvertretung auf die Dauer von vier Jahren . Abberufungen mit der
Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder des Rundfunkrats sind
zulässig.

(3 ) Das vorsitzführende Mitglied vertritt den Rundfunkrat nach außen . Es beruft
ihn mindestens vierteljährlich zu einer ordentlichen Sitzung ein.

(4 ) Auf Antrag von mindestens einem Drittel der Mitglieder oder auf Antrag des
Direktoriums muß das vorsitzführende Mitglied eine außerordentliche Sitzung
einberufen.

(5 ) Der Rundfunkrat ist in Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschluß¬
fähig . Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen der Anwesenden
gefaßt . Bei Wahlen nach § 10 Nr . 2 und 3 sowie bei Satzungsänderungen ist die
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder erforderlich.

( 6) Die Sitzungen des Rundfunkrats sind außer in den Fällen der Sätze 2 und 3
öffentlich . In begründeten Ausnahmefällen kann der Rundfunkrat mit der Mehr¬
heit der Stimmen seiner Mitglieder den Ausschluß der Öffentlichkeit beschließen.
Personalangelegenheiten , die aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes des Perso¬
nals der Anstalt vertraulich sind , sind stets in nichtöffentlicher Sitzung zu
behandeln.

(7 ) Der Rundfunkrat kann Ausschüsse bilden.

(8) Die Tätigkeit im Rundfunkrat ist ehrenamtlich , jedoch können Kosten ersetzt
und Entschädigungen gezahlt werden.

§ 12

Zusammensetzung , Wahl und Amtszeit des Verwaltungsrats

( 1 ) Der Verwaltungsrat besteht aus neun Mitgliedern . Sechs Mitglieder werden
vom Rundfunkrat , drei Mitglieder von den Beschäftigten der Anstalt gewählt.
Dem Verwaltungsrat sollen mindestens vier Frauen angehören.

(2 ) Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden auf vier Jahre gewählt . Sie dürfen
nicht gleichzeitig dem Rundfunkrat und dem Direktorium angehören.

(3 ) Für die Wahl der von den Beschäftigten der Anstalt zu wählenden Mitgliedern
des Verwaltungsrats können die bei der Anstalt vertretenen Gewerkschaften und
der Personalrat Wahlvorschläge machen . Wahlvorschläge der Beschäftigten der
Anstalt müssen von mindestens fünf vom Hundert der Wahlberechtigten unter¬
schrieben sein . Wahlberechtigt ist , wer nach dem Bremischen Personalvertre¬
tungsgesetz das Wahlrecht für den Personalrat besitzt.

(4 ) Die von den Beschäftigten der Anstalt gewählten Mitglieder des Verwaltungs¬
rats müssen Beschäftigte der Anstalt sein.

§ 13

Aufgaben des Verwaltungsrats

( 1 ) Der Verwaltungsrat überwacht und berät das Direktorium in der gesamten
Geschäftsführung . Insbesondere hat er die Aufgaben:
1 . die Dienstverträge mit den Mitgliedern des Direktoriums abzuschließen,
2 . den vom Direktorium vorgelegten Wirtschaftsplan und den Jahresabschluß zu

prüfen und dem Rundfunkrat zur Genehmigung vorzulegen und

3 . über Erwerb und Veräußerung von Beteiligungen , über Änderungen von
Gesellschaftsverträgen und Kapitalanteilen bei Beteiligungen nach § 2 Abs . 3
Nr . 3 und 5 zu beschließen.

Alle unmittelbar das Rundfunkprogramm betreffende Angelegenheiten gehören
nicht zu den Aufgaben des Verwaltungsrats.

(2 ) Der Verwaltungsrat vertritt die Anstalt bei Rechtsstreitigkeiten zwischen der
Anstalt und Mitgliedern des Direktoriums.

- 9 -



§ 14
Arbeitsweise des Verwaltungsrats

( 1 ) Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind an Aufträge und Weisungen nicht
gebunden.
(2 ) Der Verwaltungsrat wählt ein vorsitzführendes Mitglied und ein Mitglied für
dessen Stellvertretung für die Dauer von vier Jahren . Das vorsitzführende Mit¬
glied muß ein vom Rundfunkrat gewähltes Mitglied , das stellvertretende Mitglied
ein von den Beschäftigten der Anstalt gewähltes Mitglied sein.
(3 ) Der Verwaltungsrat soll mindestens jeden zweiten Monat zusammentreten.
Er ist einzuberufen , wenn drei seiner Mitglieder oder das Direktorium dies bean¬
tragen.
(4) Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig , wenn die Mehrheit seiner Mitglieder
anwesend ist . Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefaßt.
(5) Die Tätigkeit der Mitglieder des Verwaltungsrats ist ehrenamtlich , jedoch
können Kosten ersetzt und Entschädigungen gezahlt werden.

§ 15
Zusammensetzung und Amtszeit des Direktoriums

( 1 ) Mitglieder des Direktoriums sind die Intendantin oder der Intendant und die
Direktorinnen oder Direktoren . Zahl oder Geschäftsbereiche der Mitglieder des
Direktoriums werden in der Satzung bestimmt . Die Satzung hat mindestens zwei,
höchstens vier Direktorinnen oder Direktoren vorzusehen.
(2) Die Mitglieder des Direktoriums werden vom Rundfunkrat auf fünf Jahre
gewählt . Wiederwahl ist zulässig . Der Verwaltungsrat kann Wahlvorschläge
unterbreiten , an die der Rundfunkrat nicht gebunden ist . Die Mitglieder des Direk¬
toriums , soweit nicht ihre eigene Wiederwahl betroffen ist , und der Personalrat
sind vor der Wahl zu hören.
(3 ) Mitglieder des Direktoriums können aus wichtigem Grund abberufen werden,
wenn dies der Rundfunkrat mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder
beschließt.

§ 16
Aufgaben und Arbeitsweise des Direktoriums

( 1 ) Die Intendantin oder der Intendant führt den Vorsitz des Direktoriums . Sie
oder er vertritt die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich . § 13 Abs . 2 bleibt
unberührt.
(2 ) Das Direktorium leitet die Anstalt . Es entscheidet insbesondere
1 . über Angelegenheiten , die für die gesamte Anstalt von Bedeutung sind , wie

a) die Struktur des Programms,
b) die Aufstellung des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses,
c ) Erwerb , Veräußerung , und Belastung von Grundstücken,
d) Erwerb und Veräußerung von Unternehmungen und Beteiligungen,
e ) Einstellung , Entlassung und Umgruppierung von Personal,

2 . über Angelegenheiten , für die der Intendant oder die Intendantin eine Ent¬
scheidung beantragt und

3 . bei Meinungsverschiedenheiten über Angelegenheiten , die mehrere
Geschäftsbereiche berühren , auf Antrag einer Direktorin oder eines Direktors.

(3 ) Das Direktorium trägt die Verantwortung für den gesamten Betrieb der
Anstalt ; im Rahmen der von den Aufsichtsgremien und vom Direktorium gefaßten
Beschlüsse leitet jedes Mitglied des Direktoriums seinen Geschäftsbereich in eige¬
ner Verantwortung.
(4 ) Das Direktorium ist beschlußfähig , wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglie¬
der anwesend ist . Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der Stimmen gefaßt.
Das Direktorium gibt sich eine Geschäftsordnung.
(5) Soweit eine Entscheidung anderenfalls nicht rechtzeitig getroffen werden
kann , entscheidet die Intendantin oder der Intendant . Sie oder er unterrichtet das
Direktorium unverzüglich von ihrer oder seiner Entscheidung.
(6) Die Mitglieder des Direktoriums können mit beratender Stimme an den Sit¬
zungen des Rundfunkrats und des Verwaltungsrat teilnehmen , soweit nicht über
sie selbst verhandelt wird . Sie sind auf Beschluß zur Teilnahme verpflichtet.
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§ 17

Organisationsplan und Leitungsfunktionen

( 1 ) Durch Beschluß des Direktoriums ist für die Anstalt ein Organisationsplan
festzulegen . Er bedarf der Zustimmung des Verwaltungsrats.

(2) Leitungsfunktionen im Programmbereich werden vom Direktorium für eine
Zeit von höchstens fünf Jahren besetzt . Wiederbesetzung ist zulässig . Der Organi¬
sationsplan kann festlegen , welche weiteren Leitungsfunktionen auf Zeit zu beset¬
zen sind . Die Festlegung , welches auf Zeit zu besetzende Leitungsfunktionen sind,
bedarf der Zustimmung des Rundfunkrats.

§ 18

Berufsgruppenvertretung

( 1 ) Für die einzelnen Berufsgruppen , die bei der Anstalt beschäftigt sind , werden
Berufsgruppenausschüsse von den jeweiligen Angehörigen der einzelnen Berufs¬
gruppen gewählt . Den Berufsgruppenausschüssen obliegt die Wahrnehmung der
berufsspezifischen Interessen der einzelnen Berufsgruppen . Soweit es sich um
Angelegenheiten handelt , die in die Zuständigkeit des Personalrats fallen , können
sie Empfehlungen beschließen , die an den Personalrat zu richten sind.

(2) Die Angehörigen der jeweiligen Berufsgruppe haben jederzeit das Recht , den
Berufsgruppenausschuß anzurufen.

(3 ) Der Berufsgruppenausschuß der Programmitarbeiter und Programmmitarbei¬
terinnen ist der Redakteurausschuß . Ihm obliegt insbesondere die Aufgabe , sich
um eine Einigung bei Konflikten in Programmfragen zu bemühen.

(4 ) Direktorium und Personalrat regeln in einer Dienstvereinbarung nach § 62
des Bremischen Personalvertretungsgesetzes insbesondere:
1 . für welche Berufsgruppen Berufsgruppenausschüsse eingerichtet werden,
2 . die Zusammensetzung der Berufsgruppenausschüsse,
3 . Näheres über die Zuständigkeit der Beruf gruppenausschüsse und
4 . Näheres über Organisation und Verfahren für die Berufsgruppenausschüsse.
(5) Der Redakteurausschuß hat ein Vortragsrecht vor dem Rundfunkrat , wenn in
einer Programmangelegenheit eine Einigung bis zur Ebene des Direktoriums nicht
erzielt worden ist und Direktorium oder Redakteurausschuß die Nichteinigung
festgestellt hat . Der Personalrat ist bei den Einigungsgesprächen zu beteiligen.
(6) Der Rundfunkrat kann in einer solchen Angelegenheit eine Stellungnahme
abgeben , die eine Empfehlung darstellt , jedoch das Direktorium nicht von einer
eigenverantwortlichen Entscheidung entbindet.

Abschnitt 3

Die Wirtschaft der Anstalt

§ 19

Einnahmen

( 1 ) Die Einnahmen der Anstalt dürfen nur für Zwecke des Rundfunks verwendet
werden . Zuschüsse des Staates sowie politischer , wirtschaftlicher oder anderer
Organisationen sind unzulässig.

(2) Werbesendungen und gesponsorte Sendungen sind nur zulässig , soweit sie
zur Finanzierung der Anstalt benötigt werden.

§ 20

Beteiligung an Unternehmen

( 1 ) An einem Unternehmen , das einen gewerblichen oder sonstigen wirtschaftli¬
chen Zweck zum Gegenstand hat , darf sich die Anstalt beteiligen , wenn
1 . dies zu ihren gesetzlichen Aufgaben gehört,
2 . das Unternehmen die Rechtsform einer juristischen Person besitzt und
3 . die Satzung des Unternehmens einen Aufsichtsrat oder ein entsprechendes

Organ vorsieht.
Dies gilt nicht für solche Beteiligungen , die nur vorübergehenden unmittelbaren
Programmzwecken dienen.
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(2) Bei der Beteiligung hat sich die Anstalt durch geeignete Abmachungen den
nötigen Einfluß auf die Geschäftsführung des Unternehmens , insbesondere eine
angemessene Vertretung im Aufsichtsgremium zu sichern . Eine Prüfung der Betä¬
tigung der Anstalt bei dem Unternehmen unter Beachtung kaufmännischer
Grundsätze durch einen Wirtschaftsprüfer ist auszubedingen.
(3 ) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für juristische Personen des Privat¬
rechts , die von der Anstalt gegründet werden oder deren Geschäftsanteile sich
ausschließlich in der Hand der Anstalt befinden.

(4) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Beteiligungen der Anstalt auch an
gemeinnützigen Rundfunkunternehmen.

§ 21
Jahresabschluß und Rechnungsprüfung

( 1 ) Der Jahresabschluß wird durch einen vom Verwaltungsrat beauftragten Wirt¬
schaftsprüfer geprüft , der im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien
Hansestadt Bremen ausgewählt werden soll.

(2) Der genehmigte Jahresabschluß und der Bericht des Wirtschaftsprüfers sind
dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen zuzuleiten.

(3 ) Der genehmigte Jahresabschluß ist nach näherer Bestimmung der Satzung zu
veröffentlichen.

(4 ) Die Haushaltsführung , Rechnungslegung , Prüfung und Entlastung der Anstalt
richtet sich nach § 105 Abs . 1 Satz 1 der Haushaltsordnung der Freien Hansestadt
Bremen . Der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen prüft nach § 111
Abs . 1 der Haushaltsordnung der Freien Hansestadt Bremen die Haushalts - und
Wirtschaftsführung.

Abschnitt 4
Rechte Dritter

§ 22
Einsichtsrecht

Wer schriftlich glaubhaft macht , durch eine Sendung der Anstalt in seinen Rech¬
ten betroffen zu sein , kann innerhalb von drei Wochen nach der beanstandeten
Sendung von der Anstalt Einsicht in die Aufzeichnungen nach § 5 verlangen und
hiervon auf eigene Kosten von der Anstalt Mehrfertigungen herstellen lassen.

§ 23

Eingaben , Beschwerden

( 1 ) Jede Person hat das Recht , sich mit Eingaben und Anregungen zum Pro¬
gramm an die Anstalt zu wenden.

(2 ) Die Anstalt stellt sicher , daß Programmbeschwerden , in denen die Verletzung
von Programmvorschriften behauptet wird , innerhalb angemessener Frist schrift¬
lich beschieden werden . Das Nähere regelt die Satzung.

§ 24

Gegendarstellungsrecht
( 1 ) Die Anstalt ist verpflichtet , die Gegendarstellung der Person oder Stelle zu
verbreiten , die durch eine von der Anstalt in einer Sendung verbreitete Tatsa¬
chenbehauptung betroffen ist.

(2) Die Pflicht zur Verbreitung der Gegendarstellung besteht nicht , wenn
1 . die Person oder Stelle kein berechtigtes Interesse an der Verbreitung hat , oder
2 . die Gegendarstellung ihrem Umfang nach nicht angemessen ist , insbesondere

im Umfang des beanstandeten Teils der Sendung wesentlich überschreitet.

( 3 ) Die Gegendarstellung muß sich auf tatsächliche Angaben beschränken und
darf keinen strafbaren Inhalt haben . Sie bedarf der Schriftform und muß von der
Person oder Stelle oder ihrem gesetzlichen Vertreter unterzeichnet sein . Die Per¬
son oder Stelle oder ihr Vertreter kann die Verbreitung nur verlangen , wenn die
Gegendarstellung unverzüglich , spätestens innerhalb von zwei Monaten , der
Anstalt zugeht . Die Gegendarstellung muß die beanstandete Sendung und Tatsa¬
chenbehauptung bezeichnen.
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(4 ) Die Gegendarstellung muß unverzüglich innerhalb des gleichen Programms
und der gleichen Programmsparte wie die beanstandete Tatsachenbehauptung
sowie zur gleichen Tageszeit oder , wenn dies nicht möglich ist , zu einer Sendezeit
verbreitet werden , die der Zeit der beanstandeten Sendung gleichwertig ist . Die
Verbreitung erfolgt ohne Einschaltungen und Weglassungen . Die Erwiderung auf
die verbreitete Gegendarstellung muß sich auf tatsächliche Angaben
beschränken.

(5 ) Die Verbreitung der Gegendarstellung erfolgt unentgeltlich . Dies gilt nicht,
wenn sich die Gegendarstellung gegen eine Tatsachenbehauptung richtet , die in
einer Werbesendung verbreitet worden ist.

(6) Für die Durchsetzung des Anspruchs ist der ordentliche Rechtsweg gegeben.
Auf Antrag des Betroffenen kann das Gericht anordnen , daß die Anstalt in der
Form des Absatzes 4 eine Gegendarstellung verbreitet.

( 7 ) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für wahrheitsgetreue Berichte über öffentli¬
che Sitzungen des Europäischen Parlamentes , der gesetzgebenden Organe des
Bundes , der Länder und der Vertretungen der Gemeinden und Gemeindever¬
bände , der Gerichte sowie für Sendungen nach § 25 . Zu einer Gegendarstellung
kann eine Gegendarstellung nicht verlangt werden.

Abschnitt 5
Staatliche Befugnisse

§ 25

Verlautbarungsrecht
Die Anstalt hat auf Verlangen der Bundesregierung oder des Senats der Freien
Hansestadt Bremen unentgeltlich Gesetze und Verordnungen sowie andere amtli¬
che Verlautbarungen durch Hörfunk und Fernsehen zu verbreiten , soweit dies
dazu erforderlich ist , einer Gefahr für die Allgemeinheit oder für Menschenleben
zu begegnen oder wenn das Gesetz , die Verordnung oder die Verlautbarung nicht
auf ordnungsgemäßem Wege verkündet werden kann . Die Bundesregierung und
der Senat der Freien Hansestadt Bremen haben das Recht , den Zeitpunkt der Ver¬
breitung zu bestimmen.

§ 26
Rechtsauf sieht

Die Rechtsaufsicht über die Anstalt obliegt dem Senat der Freien Hansestadt
Bremen.

Artikel 2

Bremisches Landesmediengesetz
(BremLMG)
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Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften
§ 1

Geltungsbereich
( 1 ) Dieses Gesetz gilt für
1 . die Veranstaltung und Verbreitung von Rundfunkprogrammen einschließlich

Fernsehtext,
2 . Offene Kanäle,
3 . Sendungen in Einrichtungen , in Wohneinheiten und bei öffentlichen Veran¬

staltungen,
4 . die Weiterverbreitung von herangeführten Rundfunkprogrammen in Kabelan¬

lagen und
5 . die Zuordnung von Übertragungskapazitäten im Lande Bremen.
(2) Auf die Anstalt des öffentlichen Rechts „Radio Bremen " findet dieses Gesetz
keine Anwendung , soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.
(3) Der Staatsvertrag über den Rundfunk im vereinten Deutschland vom 31.
August 1991 (Brem . GBl . S . 273 , 275 - 225 -c - l ) bleibt unberührt.

§ 2

Begriffsbestimmungen
( 1 ) Rundfunkprogramm ist eine planvolle und zeitlich geordnete Folge von Sen¬
dungen eines Veranstalters im Hörfunk oder im Fernsehen , die über eine im vor¬
aus bestimmte Frequenz oder über einen im voraus bestimmten Kanal verbreitet
werden.
(2) Sendung ist ein inhaltlich zusammenhängender , in sich abgeschlossener , zeit¬
lich begrenzter Teil eines Rundfunkprogramms . Sendung ist auch die einzelne
Folge einer Serie , wenn diese aus in sich geschlossenen , aber inhaltlich zusam¬
menhängenden Folgen besteht.
(3 ) Programmarten sind Vollprogramm , Spartenprogramm und Fenster¬
programm.
(4) Programmkategorien betreffen Programme , deren Empfang für Teilneh¬
mende ohne Entgelt oder nur gegen Entgelt möglich ist.
(5) Programmschema ist die nach Wochentagen gegliederte Ubersicht über die
Verteilung der täglichen Sendezeit auf die Bereiche Information , Bildung , Bera¬
tung und Unterhaltung.
(6) Verbreitungsarten sind die drahtlose Verbreitung durch erdgebundene Sen¬
der , die drahtlose Verbreitung durch Satellit und die leitungsgebundene Verbrei¬
tung durch Kabelanlagen.
(7) Übertragungskapazitäten sind Frequenzen und Kanäle.
(8) Veranstalter ist , wer nach Zulassung durch die Landesanstalt als Veranstalter¬
gemeinschaft oder als Einzelveranstalter ein Rundfunkprogramm veranstalten
und verbreiten darf.
(9 ) Landesanstalt ist die Bremische Landesmedienanstalt , die nach diesem Gesetz
errichtet ist.

Abschnitt 2
Zuordnung von Übertragungskapazitäten

§ 3
Inhalt der Zuordnungsentscheidung

( 1 ) Freie Übertragungskapazitäten für Rundfunkzwecke (Frequenzen erdgebun¬
dener Sender und Satellitenkanäle ) , die der Freien Hansestadt Bremen zustehen,
werden öffentlich -rechtlichen Rundfunkveranstaltern für die Veranstaltung von
gesetzlich für die Freie Hansestadt Bremen bestimmten Programmen oder der Lan¬
desanstalt für Zwecke des privaten Rundfunks zugeordnet.
(2 ) Vorrang bei Zuordnungsentscheidungen hat die Sicherstellung der Grundver¬
sorgung . Im übrigen sind öffentlich -rechtlicher und privater Rundfunk im Ver-
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fahren gleichgestellt ; für die Zuordnung maßgeblich ist die zu erwartende Steige¬
rung der inhaltlichen Auswahlmöglichkeiten im Gesamtangebot des Hörfunks
und des Fernsehens.

(3 ) Die Zuordnung von Übertragungskapazitäten kann tageszeitlich begrenzt
vorgenommen werden.

(4 ) Zuordnungsentscheidungen gelten für einen Zeitraum von mindestens zwei
und höchstens zehn Jahren ; sie sind auf Antrag eines in Absatz 1 genannten Betei¬
ligten frühestens nach Ablauf von zwei Jahren zu überprüfen.

(5 ) Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Nutzungen von Übertra¬
gungsmöglichkeiten durch die Anstalten „Radio Bremen " und „Zweites Deutsches
Fernsehen " bleiben unberührt , so lange die Anstalten auf einer weiteren Nutzung
bestehen.

§ 4

Zuordnungsausschuß

( 1 ) Der Zuordnungsausschuß für Übertragungskapazitäten hat 20 Mitglieder.
Zehn Mitglieder werden für den Bereich des öffentlich -rechtlichen Rundfunks
und zehn Mitglieder für den Bereich des privaten Rundfunks nach Maßgabe der
Absätze 2 bis 5 entsandt.

(2) Dem Zuordnungsausschuß gehören als ständige Mitglieder an:

1 . acht vom Rundfunkrat der Anstalt „Radio Bremen " aus seiner Mitte mit zwei
Dritteln der Stimmen gewählte Mitglieder und

2 . zehn vom Landesrundfunkausschuß aus seiner Mitte mit zwei Dritteln der Stim¬
men gewählte Mitglieder.

(3 ) Im Zuordnungsausschuß wirken an Empfehlungen für die Zuordnung von
Übertragungskapazitäten des Fernsehens (einschließlich Fernsehtext ) die
nach § 21 Abs . 1 Buchstabe a und r des ZDF-Staatsvertrages (Brem .GBl . S . 273,
286 — 225 -c- l ) vom Land Bremen benannten Mitglieder des ZDF-Fernsehrats mit.

(4) Im Zuordnungsausschuß wirken an Empfehlungen für die Zuordnung von
Übertragungskapazitäten des Hörfunks zwei weitere Mitglieder mit , die vom
Rundfunkrat der Anstalt „Radio Bremen " aus seiner Mitte mit zwei Dritteln der
Stimmen gewählt werden.

(5 ) Wird eine öffentlich -rechtliche Einrichtung zur Veranstaltung nationalen
Hörfunks errichtet , endsendet sie zwei aus der Mitte ihres Aufsichtsgremiums mit
zwei Dritteln der Stimmen gewählte Mitglieder . Sie treten an die Stelle der Mitglie¬
der nach Absatz 4.

(6) Der Zuordnungsausschuß wählt mit einfacher Mehrheit ein vorsitzendes Mit¬
glied . Für die Wahl maßgeblich ist die Zusammensetzung des Zuordnungsaus¬
schusses , die für die nächste Zuordnungsempfehlung voraussichtlich erforderlich
sein wird.

(7) Die Mitglieder des Zuordnungsausschusses sind ehrenamtlich tätig . Sie sind
an Aufträge und Weisungen nicht gebunden . § 37 Abs . 2 gilt entsprechend.

§ 5

Verfahren

( 1 ) Die Zuordnungsfähigkeit freier Übertragungskapazitäten macht der Senat im
Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen mit einer Ausschlußfrist für die Antrag¬
stellung bei der Senatskanzlei bekannt . Antragsberechtigt sind öffentlich¬
rechtliche Rundfunkveranstalter , die gesetzlich für die Freie Hansestadt Bremen
bestimmte Programme veranstalten und die Landesanstalt . Anträge sind zu
begründen . Nach Ablauf der Ausschlußfrist setzt der Senat den zuständigen
Zuordnungsausschuß in Kenntnis.

(2 ) Liegt nur ein Antrag vor , wird die Zuordnungsentscheidung entsprechend
getroffen . Liegen mehrere Anträge vor , wirkt der Zuordnungsausschuß auf eine
sachgerechte Verständigung unter den Antragstellern für die zu gebende Empfeh¬
lung hin . Wird eine Verständigung erreicht , gibt der Zuordnungsausschuß eine
entsprechende Empfehlung.

(3 ) Kommt es zu keiner Verständigung , entscheidet der Zuordnungsausschuß für
seine Empfehlung nach Maßgabe von § 3 Abs . 2.
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(4 ) Der Zuordnungsausschuß ist beschlußfähig , wenn mindestens drei Viertel der
Mitglieder anwesend sind . Der Zahl der anwesenden Mitglieder ist für die
Beschlußfähigkeit ohne Bedeutung , wenn der Zuordnungsausschuß zum zweiten
Male zur Behandlung desselben Gegenstandes einberufen ist ; bei der zweiten Ein¬
berufung ist hierauf ausdrücklich hinzuweisen.
(5 ) Der Zuordnungsausschuß holt zur Vorbereitung seiner Empfehlung Sachver¬
stand bei den Beteiligten ein.
(6) Der Zuordnungsausschuß gibt mit einfacher Mehrheit der Stimmen eine
begründete Empfehlung für die Zuordnungsentscheidung.
( 7 ) Die Senatskanzlei trifft die Zuordnungsentscheidung und fertigt sie aus . Sie
folgt der Empfehlung des Zuordnungsausschusses , es sei denn , daß die Senats¬
kanzlei der Empfehlung aus Rechtsgründen widerspricht ; in diesem Falle berät der
Zuordnungsausschuß erneut . Er soll eine Empfehlung geben , die den geltend
gemachten Bedenken Rechnung trägt.

§ 6
Zuordnung von Übertragungskapazitäten zwischen Ländern

( 1 ) Der Senat kann zum Zweck der Verbesserung der Nutzungen von Übertra¬
gungskapazitäten mit anderen Ländern neue Zuordnungen für Übertragungska¬
pazitäten vereinbaren . In der Vereinbarung sind zu bestimmen:
1 . die Übertragungskapazität sowie ggf . ihr bisheriger und künftiger Standort und
2 . das anzuwendende Landesrecht für die neu zugeordnete Übertragungska¬

pazität.
(2) Für die Zuordnung einer Übertragungskapazität aus der Freien Hansestadt
Bremen an ein anderes Land ist in der Vereinbarung auch die weitere Nutzung für
den Fall zu regeln , daß nach Ablauf der Vereinbarung die Übertragungskapazität
nicht an die Freie Hansestadt Bremen rückgeführt werden kann und ersatzweise
eine gleichwertige Frequenz von dem anderen Land nicht zur Verfügung gestellt
worden ist oder wird.
(3) Für eine Zuordnung nach Abs . 2 bedarf es für den Abschluß der Vereinba¬
rung der Anhörung des Zuordnungsausschusses.

Abschnitt 3
Zulassung von Rundfunkprogrammen

§ 7
Zulassung , Antragsverfahren

( 1 ) Die Veranstaltung von Rundfunk nach § 1 Abs . 1 Nr . 1 bedarf einer Zulas¬
sung ; sie wird von der Landesanstalt auf schriftlichen Antrag erteilt.
(2 ) Der Antrag kann erst gestellt werden , wenn die Landesanstalt festgestellt hat,
daß Übertragungskapazitäten für einen bestimmten Zeitumfang und für eine
bestimmte Programmart zur Verfügung stehen werden . Die Feststellung wird im
Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt gemacht.
(3) In der Bekanntmachung wird eine Ausschlußfrist für die Antragstellung
gesetzt , die mindestens drei Monate , für die Antragstellung für die Zulassung als
Fernsehveranstalter mindestens einen Monat , betragen muß . Die Frist kann nicht
verlängert werden . Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen.

§ 8
Zulassungsvoraussetzungen

( 1 ) Die Zulassung als Veranstaltergemeinschaft oder als Einzelveranstalter kann
nur erteilt werden an
1 . eine natürliche Person,
2 . eine nicht rechtsfähige Personenvereinigung des Privatrechts , die auf Dauer

angelegt ist , oder
3 . eine juristische Person des Privatrechts.
(2) Die Zulassung setzt voraus , daß Antragstellende
1 . unbeschränkt geschäftsfähig sind und die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli¬

cher Ämter nicht durch Richterspruch verloren haben und das Grundrecht der
freien Meinungsäußerung nicht nach Artikel 18 des Grundgesetzes verwirkt
haben,
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2 . ihren Wohnsitz , Sitz oder ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des Grund¬
gesetzes haben und

3 . nicht aufgrund von Tatsachen Anlaß zu Bedenken gegen die zuverlässige Erfül¬
lung der gesetzlichen Verpflichtungen als Rundfunkveranstalter geben.

Bei einem Antrag einer juristischen Person oder einer nicht rechtsfähigen Perso¬
nenvereinigung müssen auch die gesetzlichen oder satzungsmäßigen Vertreter
diese Voraussetzungen erfüllen.

(3 ) Die Zulassung kommt nur in Betracht , wenn Antragstellende voraussichtlich
in der Lage sind , das Rundfunkprogramm gemäß seinem Antrag und den in der
Zulassung vorgesehenen Angaben zu gestalten.
(4 ) Nicht zugelassen werden dürfen
1 . staatliche Stellen,
2 . juristische Personen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der Kirchen , ande¬

rer öffentlich -rechtlicher Religions - und Weltanschauungsgemeinschaften und
der jüdischen Kultusgemeinden,

3 . Veranstaltergemeinschaften , deren Mitglieder oder gesetzliche oder satzungs¬
mäßige Vertreter zugleich gesetzliche Vertreter der in Nummer 2 ausgeschlos¬
senen juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder Personen sind , die zu
den in Nummer 2 ausgeschlossenen Personen des öffentlichen Rechts in einem
Arbeits - oder Dienstverhältnis in leitender Stellung stehen,

4 . politische Parteien und Wählervereinigungen,
5 . Veranstaltergemeinschaften , deren Mitglieder oder gesetzliche oder satzungs¬

mäßige Vertreter zugleich Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landes¬
regierung sind,

6 . Unternehmen und Vereinigungen , die von einer oder mehreren der in Num¬
mer 1 bis 3 ausgeschlossenen Stellen , Veranstaltergemeinschaften oder politi¬
schen Parteien und Wählergruppen abhängig sind ( § 17 des Aktiengesetzes)
und

7 . Veranstaltergemeinschaften , deren Mitglieder oder gesetzliche oder satzungs¬
mäßige Vertreter zugleich Mitglieder des Organs einer öffentlich -rechtlichen
Rundfunkanstalt oder Personen sind , die in einem Arbeits - oder Dienstverhält¬
nis oder in einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis stehen.

(5) Der Zulassungsantrag muß enthalten
1 . Angaben über die vorgesehene Programmart , die Programmkategorie , die Pro¬

grammdauer und die Verbreitungsart,
2 . ein Programmschema , das erkennen läßt , wie der Antragsteller den Anforde¬

rungen der jeweiligen Programmkategorie gerecht werden wird,
3 . einen Finanzierungsplan , aus dem hervorgeht , daß der Antragsteller in der

Lage sein wird , ein Programm regelmäßig entsprechend den Vorgaben des
Gesetzes zu veranstalten und

4 . die Namen der für die Programmgestaltung verantwortlichen Personen.

(6) Ist Antragstellende eine juristische Person des Privatrechts oder eine Perso¬
nenvereinigung , so hat sie ihre Eigentumsverhältnisse und ihre Rechtsbeziehun¬
gen zu mit ihr verbundenen Unternehmen ( § 15 des Aktiengesetzes ) offen¬
zulegen.

Zulassungsgrundsätze
( 1 ) Für jedes Vollprogramm ist eine Programmstruktur vorzusehen , die ein viel¬
fältiges Programm , insbesondere der Angebote an Information , Bildung , Beratung
und Unterhaltung dauerhaft erwarten läßt.

(2) Im Rahmen des Zulassungsverfahrens soll die Landesanstalt darauf hinwir¬
ken , daß an dem Veranstalter auch Interessenten mit kulturellen Programmbeiträ¬
gen beteiligt werden . Ein Rechtsanspruch auf Beteiligung besteht nicht.

(3 ) An einem Veranstalter dürfen sich öffentlich -rechtliche Rundfunkanstalten
im Rahmen der für sie geltenden gesetzlichen Bestimmungen mit insgesamt bis zu
einem Drittel der Kapital - und Stimmrechtsanteile unmittelbar oder mittelbar
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beteiligen . Der Veranstalter kann mit öffentlich -rechtlichen Rundfunkanstalten,
die an ihm nicht beteiligt sind , Vereinbarungen über eine Zusammenarbeit in
allen Aufgabenbereichen einschließlich gemeinsamer Programmgestaltung
abschließen.

§ 10
Zulassungsbeschränkungen zur Sicherung der Vielfalt

( 1 ) Ein Veranstalter darf im Hörfunk oder im Fernsehen bis zu zwei Programme
verbreiten , darunter jeweils nur ein Vollprogramm oder ein Spartenprogramm mit
Schwerpunkt Information . Bei der Bestimmung der zulässigen Programmzahl sind
auch anderweitige deutschsprachige Programme des Veranstalters einzubezie-
hen , die in der Freien Hansestadt Bremen empfangbar sind . Einem Veranstalter ist
zuzurechnen , wer zu ihm oder zu einem an ihm Beteiligten im Verhältnis eines
verbundenen Unternehmens im Sinne des Absatzes 4 steht oder sonst auf seine
Programmgestaltung allein oder gemeinsam mit anderen vergleichbar einwirken
kann oder wer unter einem entsprechenden Einfluß dieses Veranstalters oder
eines an diesem Veranstalter Beteiligten steht . Als vergleichbarer Einfluß gilt
auch , wenn ein Veranstalter oder eine ihm bereits aus anderen Gründen nach
Satz 3 zurechenbare Person
1 . regelmäßig einen wesentlichen Teil der Sendezeit eines anderen Veranstalters

mit von ihm zugelieferten Programmteilen gestaltet oder
2 . aufgrund vertraglicher Vereinbarungen , satzungsrechtlicher Bestimmungen

oder in sonstiger Weise eine Stellung innehat , die wesentliche Entscheidungen
eines anderen Veranstalters über die Programmgestaltung , den Programmein¬
kauf oder die Programmproduktion von seiner Zustimmung abhängig macht.

(2 ) Die Zulassung für ein Vollprogramm oder für ein Spartenprogramm mit dem
Schwerpunkt Information darf nur an einen Veranstalter erteilt werden , an dem
keiner der Beteiligten fünfzig vom Hundert oder mehr der Kapital - oder Stimm¬
rechtsanteile innehat oder sonst einen vergleichbaren vorherrschenden Einfluß
ausübt.
(3 ) Wer am Veranstalter eines Vollprogramms oder am Veranstalter eines Spar¬
tenprogramms mit Schwerpunkt Information mit fünfundzwanzig und mehr , aber
weniger als fünfzig vom Hundert der Kapital - und Stimmrechtsanteile beteiligt ist
oder sonst maßgeblich , auch in den Formen des Absatzes 1 Satz 4 , Einfluß nehmen
kann , darf nur an einem weiteren Veranstalter entsprechender Programme und
nur mit weniger als fünfundzwanzig vom Hundert der Kapital - und Stimmrechtsan¬
teile beteiligt sein , oder auf diese Veranstalter nicht in sonstiger Weise maßgeb¬
lich , auch nicht in den Formen des Absatzes 1 Satz 4 , Einfluß ausüben.
(4 ) Stellen die Absätze 1 bis 3 auf die Beteiligung an einem Veranstalter oder auf
die Beteiligung eines Veranstalters ab und ist der Veranstalter oder der Beteiligte
ein abhängiges oder herrschendes Unternehmen oder ein Konzernunternehmen
im Sinne des § 15 Aktiengesetz , so sind die so verbundenen Unternehmen als ein
einheitliches Unternehmen anzusehen und deren Anteile am Kapital oder an den
Stimmrechten eines Veranstalters zusammenzufassen . Wirken mehrere Unter¬
nehmen aufgrund einer Vereinbarung oder in sonstiger Weise derart zusammen,
daß sie gemeinsam einen beherrschenden Einfluß auf ein beteiligtes Unterneh¬
men ausüben können , so gilt jedes von ihnen als herrschendes Unternehmen.
(5 ) Ein Antragsteller für ein regionales Voll- oder Fensterprogramm oder für ein
Spartenprogramm mit dem Schwerpunkt Information , der bei Tageszeitungen in
Bremen oder Bremerhaven eine marktbeherrschende Stellung hat , kann als Ein¬
zelveranstalter nicht zugelassen werden . Er darf sich an einer Veranstalterge¬
meinschaft mit höchstens fünfundzwanzig vom Hundert der Stimmrechte beteili¬
gen . Wenn in einer Veranstaltergemeinschaft bestimmte Sendeanteile der
Beteiligten vorgesehen sind , darf seine Sendezeit hinsichtlich des Programms
insgesamt und hinsichtlich der Informationssendungen als Teil des Programms
ebenfalls höchstens fünfundzwanzig vom Hundert der gesamten Sendezeit
betragen.

§ 11
Inhalt der Zulassung

( 1 ) Die Zulassung wird durch schriftlichen Bescheid der Landesanstalt gemäß
dem Antrag auf mindestens zwei Jahre und höchstens zehn Jahre mit der Möglich¬
keit der Verlängerung erteilt ; bei der Entscheidung über den Zulassungszeitraum
ist eine Entscheidung über den zeitlichen Umfang der Zuordnung der Übertra¬
gungskapazität nach § 3 Abs . 4 zu berücksichtigen.
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(2 ) Die Zulassung enthält die Programmart , die Programmkategorie , die Pro¬
grammdauer , das Programmschema , das Verbreitungsgebiet , die Verbreitungsart
und die Übertragungskapazität.
(3 ) Die Zulassung ist nicht übertragbar.
(4 ) Will der Veranstalter auf Dauer das Programmschema oder die festgelegte
Programmdauer ändern , so zeigt er dies der Landesanstalt unverzüglich an . Die
Landesanstalt untersagt die Änderung , wenn dadurch die Meinungsvielfalt nicht
mindestens in gleicher Weise wie bei dem Programmschema und der Programm¬
dauer , für die die Zulassung erteilt worden ist , gewährleistet ist . Ebenso untersagt
die Landesanstalt die Änderung , wenn sie zur Auffassung gelangt , daß sie bei Vor¬
liegen eines entsprechenden Programmschemas zum Zeitpunkt über die Entschei¬
dung der Zulassung die Zulassung einem anderen Antragsteller erteilt hätte.

(5 ) Geplante Veränderungen der Beteiligungsverhältnisse und der sonstigen Ein¬
flüsse im Sinne von § 10 Abs . 1 bis 3 sind bei der Landesanstalt vor ihrem Vollzug
anzumelden . Anmeldepflichtig sind der Veranstalter und die an dem Veranstalter
unmittelbar oder mittelbar Beteiligten . Veränderungen dürfen nur dann von der
Landesanstalt als unbedenklich bestätigt werden , wenn unter den veränderten
Voraussetzungen dem Veranstalter eine Zulassung erteilt werden könnte.

§ 12

Mitwirkungspflicht
( 1 ) Antragstellende haben der Landesanstalt alle Angaben zu machen , die zur
Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen , der Zulassungsgrundsätze und der
Zulassungsbeschränkungen zur Sicherung der Vielfalt von Bedeutung sind.

(2 ) Kommen Antragstellende ihrer Mitwirkungspflicht innerhalb einer von der
Landesanstalt bestimmten Frist nicht nach , ist ihr Antrag abgelehnt.
(3 ) Antragstellende haben der Landesanstalt alle Änderungen bei den für den
Antrag erforderlichen Angaben unverzüglich mitzuteilen . Satz 1 gilt entspre¬
chend für Änderungen , die nach der Zulassung eintreten.

§ 13

Zulassungsvorrang
( 1 ) Erfüllen mehrere Antragstellende die Voraussetzungen nach § § 8 und 9 und
sind keine ausreichenden Übertragungskapazitäten für die Zulassung sämtlicher
Antragstellenden in derselben Programmart und derselben Verbreitungsart vor¬
handen , so trifft die Landesanstalt eine Auswahl.

(2 ) Dabei sind folgende Auswahlkriterien zugrunde zu legen:
1 . der Umfang des Angebots an Information , Bildung , Beratung und Unterhaltung

nach Maßgabe der nach § 7 Abs . 2 festgelegten Programmarten,
2 . die Zusammensetzung der Veranstaltergemeinschaft (Verschiedenartigkeit

der politischen , weltanschaulichen und gesellschaftlichen Kräfte und
Gruppen ) ;
Veranstaltergemeinschaften soll der Vorrang vor Einzelveranstaltern gegeben
werden und

3 . der Anteil von Eigen - und Auftragsproduktionen des Antragstellers am
Programm.

(3 ) Erfüllen mehrere Antragstellende die Auswahlkriterien nach Absatz 2 annä¬
hernd gleichwertig , entscheidet die Landesanstalt nach folgenden Auswahlkri¬
terien:
1 . dem Umfang des journalistischen Angebots an lokaler und regionaler Informa¬

tion in Form selbstproduzierter Sendungen,
2 . der Bereitschaft , Produktionsmöglichkeiten für Hörfunk , Fernsehen oder Film

im Lande Bremen zu fördern,
3 . der Bereitschaft , kulturelle Programmbeiträge unter Berücksichtigung von

Interessenten aus der Freien Hansestadt Bremen zu fördern und
4 . dem Umfang , im dem Antragstellende ihren redaktionell Beschäftigten im Rah¬

men der inneren Rundfunkfreiheit Einfluß auf die Programmgestaltung einräu¬
men (Redaktionsstatut ) .

(4 ) Die Landesanstalt kann auf einen Zusammenschluß von verschiedenen
Antragstellenden hinwirken.
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§ 14
Aufsicht über private Rundfunkveranstalter

( 1 ) Die Landesanstalt überwacht die Einhaltung der für die privaten Veranstalter
nach diesem Gesetz oder nach den allgemeinen Rechtsvorschriften geltenden
Bestimmungen.
(2 ) Soweit es zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist , kann die Lan¬
desanstalt von den Veranstaltern Auskunft und die Vorlage von Aufzeichnungen
und sonstigen Unterlagen verlangen . Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich¬
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern , deren Beantwortung ihn
selbst oder einen der in § 383 Abs . 1 Nr . 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichne¬
ten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(3 ) Die Landesanstalt weist die Veranstalter schriftlich auf Maßnahmen oder
Unterlassungen hin , die gegen Verpflichtungen verstoßen , die ihnen nach diesem
Gesetz , den auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften oder -entschei-
dungen oder nach allgemeinen Rechtsvorschriften obliegen und fordert die Ver¬
anstalter auf , einen solchen Verstoß nicht fortzusetzen oder künftig zu unterlas¬
sen . Handelt es sich um einen schwerwiegenden Verstoß , so beanstandet die
Landesanstalt dies und weist zugleich auf die Folgen eines weiteren Verstoßes hin.

(4 ) Die Landesanstalt kann bestimmen , daß Beanstandungen nach Absatz 3 von
dem betroffenen Veranstalter in seinem Rundfunkprogramm verbreitet werden.

(5) Hat die Landesanstalt bereits einen Rechtsverstoß nach Absatz 3 beanstan¬
det , so kann sie bei Fortdauer des Rechtsverstoßes oder bei einem weiteren
Rechtsverstoß nach dieser Beanstandung zusammen mit einer Anweisung nach
Absatz 3 für einen bestimmten Zeitraum die Verbreitung des Programms des Ver¬
anstalters untersagen . Die Untersagung kann sich auch auf einzelne Teile des Pro¬
gramms beziehen . Einzelheiten regelt die Landesanstalt unter Berücksichtigung
der Schwere und Häufigkeit des Rechtsverstoßes durch Satzung.

§ 15
Rücknahme

( 1 ) Die Zulassung ist zurückzunehmen wenn,
1 . eine Zulassungsvoraussetzung im Zeitpunkt der Entscheidung nicht gegeben

war und auch nicht innerhalb einer von der Landesanstalt gesetzten Frist
erfüllt wird,

2 . eine Zulassungsbeschränkung im Zeitpunkt der Entscheidung bestand , die
auch nicht innerhalb einer von der Landesanstalt gesetzten Frist weggefallen
ist,

3 . der Veranstalter die Zulassung durch Täuschung , Drohung oder sonstige
rechtswidrige Mittel erlangt hat.

(2 ) Im übrigen gilt für die Rücknahme das Bremische Verwaltungsverfahrensge¬
setz . Ein durch die Rücknahme entstehender Vermögensnachteil ist nicht nach §
48 Abs . 3 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes auszugleichen.

§ 16
Widerruf

( 1 ) Die Zulassung ist zu widerrufen , wenn
1 . nachträglich eine Zulassungsvoraussetzung entfällt , ein Zulassungsgrund

nicht oder nicht mehr eingehalten wird oder eine Zulassungsbeschränkung
eintritt und innerhalb eines von der Landesanstalt bestimmten angemessenen
Zeitraums keine Abhilfe erfolgt,

2 . das Programm aus Gründen , die von dem Veranstalter zu vertreten sind , inner¬
halb des dafür von der Landesanstalt bestimmten angemessenen Zeitraums
nicht oder nicht mit der festgesetzten Programmdauer begonnen oder fortge¬
setzt wird,

3 . der Veranstalter gegen seine Verpflichtungen aufgrund dieses Gesetzes , insbe¬
sondere hinsichtlich der Gewährleistung der Meinungsvielfalt , der Programm¬
grundsätze , des Jugendschutzes und der Werberegelungen wiederholt schwer¬
wiegend verstoßen und die Anweisungen der Landesanstalt innerhalb des von
ihr bestimmten angemessenen Zeitraums nicht befolgt hat.
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(2) Die Zulassung kann widerrufen werden , wenn das Rundfunkprogramm die
festgelegte Dauer auch nach Hinweis und Fristsetzung durch die Landesanstalt
nicht erreicht.

(3 ) Im übrigen gilt für den Widerruf das Bremische Verwaltungsverfahrensge¬
setz . Wird die Zulassung widerrufen , so ist ein dadurch entstehender Vermögens¬
nachteil nicht nach § 49 Abs . 5 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes
zu entschädigen.

Abschnitt 4

Anforderungen an Rundfunkprogramme

§ 17

Programmauftrag
Die Veranstalter verbreiten Rundfunk als Teil der freien Meinungsbildung und als
Sache der Allgemeinheit ; sie nehmen insofern eine öffentliche Aufgabe wahr . Die
Vollprogramme haben zu einer umfassenden Information und freien individuellen
und öffentlichen Meinungsbildung beizutragen , der Bildung , Beratung und Unter¬
haltung zu dienen und dem kulturellen Auftrag des Rundfunks zu entsprechen.

§ 18
Vielfalt

Jedes Programm hat die Vielfalt der Meinungen im wesentlichen zum Ausdruck
zu bringen . Die bedeutsamen politischen , weltanschaulichen und gesellschaftli¬
chen Kräfte und Gruppen müssen , insbesondere in Informationssendungen , ange¬
messen zu Wort kommen . Auffassungen von Minderheiten sind zu berücksichti¬
gen . Kein Programm darf einseitig nur einzelne Meinungsrichtungen berück¬
sichtigen oder einseitig einer Partei oder Gruppe , einer Interessengemeinschaft,
einem Bekenntnis oder einer Weltanschauung dienen.

§ 19

Programmgrundsätze
( 1 ) Für die nach diesem Gesetz zugelassenen Rundfunkprogramme gilt die ver¬
fassungsmäßige Ordnung . Die Vorschriften der allgemeinen Gesetze und die
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der persönlichen Ehre sind einzuhalten.

(2 ) Die Programme haben die Würde des Menschen sowie die sittlichen , religiö¬
sen und weltanschaulichen Überzeugungen anderer zu achten . Sie sollen die
internationale Verständigung fördern , zum Frieden und zur sozialen Gerechtig¬
keit mahnen , demokratische Freiheiten verteidigen , zur Verwirklichung der
Gleichberechtigung von Frauen und Männern beitragen und der Wahrheit ver¬
pflichtet sein.

(3 ) Informationssendungen haben den anerkannten journalistischen Grundsät¬
zen zu entsprechen . Insbesondere die Nachrichtengebung muß unabhängig und
sachlich sein . Nachrichten sind vor ihrer Verbreitung und der nach den Umstän¬
den gebotenen Sorgfalt auf Inhalt , Herkunft und Wahrheit zu prüfen . Kommen¬
tare sind deutlich von Nachrichten zu trennen und unter Nennung der Verfasse¬
rin oder des Verfassers als solche zu kennzeichnen.

(4 ) Sendungen , einschließlich Werbesendungen , sind unzulässig , wenn sie über
die Vorbereitung der Wahlen entsprechend § 5 Abs . 1 bis 3 des Parteiengesetzes
hinaus einzelnen Parteien oder Wählervereinigungen im Geltungsbereich des
Grundgesetzes zur Öffentlichkeitsarbeit dienen.

(5 ) Zum Programm eines Veranstalters zugelieferte Sendungen eines öffent-
lichen -rechtlichen Rundfunkveranstalters müssen als solche gekennzeichnet
werden.

Abschnitt 5
Pflichten der Veranstalter

§ 20
Verantwortlichkeit

( 1 ) Jeder Veranstalter muß der Landesanstalt eine für den Inhalt des Rundfunk¬
programms verantwortliche Person benennen . Werden mehrere Verantworliche
benannt , ist zusätzlich anzugeben , für welchen Teil des Rundfunkprogrammes
jede einzelne verantwortlich ist . Die Pflichten des Veranstalters bleiben unbe¬
rührt . Zur verantwortlichen Person darf nur bestellt werden , wer die Zulassungs¬
voraussetzungen nach § 8 Abs . 2 erfüllt.

- 22 -



(2) Am Anfang und am Ende des täglichen Rundfunkprogramms ist der Veran¬
stalter zu nennen.

§ 21

Eingabe - und Beschwerderecht , Auskunftspflicht
( 1 ) Jeder hat das Recht , sich mit Eingaben und Anregungen zum Rundfunkpro¬
gramm an den Veranstalter zu wenden . Die Landesanstalt teilt auf Verlangen den
Namen und die Anschrift des Veranstalters und der für den Inhalt des Rundfunk-
programmes verantwortlichen Person mit.

(2) Uber Beschwerden , in denen die Verletzung von Programmgrundsätzen
behauptet wird , entscheidet der Veranstalter innerhalb eines Monats mit schriftli¬
cher Begründung . Hilft er der Beschwerde nicht oder innerhalb der Frist nach Satz
1 nicht ab , so kann der Beschwerdeführer innerhalb eines Monats die Landesan¬
stalt anrufen . In der Beschwerdeentscheidung ist der Beschwerdeführer vom Ver¬
anstalter auf diese Möglichkeit und auf die Frist hinzuweisen . Die Landesanstalt
hat dem Beschwerdeführer mitzuteilen , ob und gegebenenfalls in welcher Weise
sie tätig geworden ist.

(3 ) Wird in einer Beschwerde nach Absatz 2 zugleich die Verletzung von Vor¬
schriften des Datenschutzes behauptet , so holt der Veranstalter vor seiner Ent¬
scheidung eine Stellungnahme des Landesbeauftragten für den Datenschutz ein.
Für das weitere Verfahren gilt Absatz 2.

§ 22

Aufzeichnungspflicht und Einsichtnahmerecht

( 1 ) Die Sendungen sind vom Veranstalter in Ton und Bild vollständig aufzuzeich¬
nen und aufzubewahren . Bei Sendungen , die unter Verwendung einer Aufzeich¬
nung oder eines Films verbreitet werden , kann abweichend von Satz 1 die Auf¬
zeichnung oder der Film aufbewahrt oder die Wiederbeschaffung sichergestellt
werden.

(2 ) Die Pflichten nach Absatz 1 enden zwei Monate nach dem Tag der Verbrei¬
tung . Wird innerhalb dieser Frist eine Sendung beanstandet , enden die Pflichten
nach Absatz 1 erst , wenn die Beanstandungen durch rechtskräftige gerichtliche
Entscheidungen , durch gerichtlichen Vergleich oder auf andere Weise erledigt
sind.

(3 ) Die Landesanstalt kann innerhalb der Fristen des Absatzes 2 Aufzeichnungen
und Filme jederzeit kostenlos einsehen.

(4 ) Wer schriftlich glaubhaft macht , durch eine Sendung in seinen Rechten
berührt zu sein , kann vom Veranstalter innerhalb der Fristen nach Absatz 2 Ein¬
sicht in die Aufzeichnungen und Filme verlangen . Auf Antrag sind ihm gegen
Erstattung der Selbstkosten Ausfertigungen , Abzüge oder Abschriften von der
Aufzeichnung oder dem Film zu übersenden.

§ 23

Gegendarstellungsrecht
( 1 ) Der Veranstalter ist verpflichtet , eine Gegendarstellung der Person , Gruppe
oder Stelle zu verbreiten , die durch eine in einer Sendung aufgestellte Tatsachen¬
behauptung betroffen ist . Diese Pflicht besteht nicht , wenn die betroffene Person,
Gruppe oder Stelle kein berechtigtes Interesse an der Verbreitung hat oder wenn
die Gegendarstellung ihrem Umfang nach nicht angemessen ist . Uberschreitet die
Gegendarstellung nicht den Umfang des beanstandeten Teils der Sendung , gilt sie
als angemessen.
(2) Die Gegendarstellung muß sich auf tatsächliche Angaben beschränken und
darf keinen strafbaren Inhalt haben . Sie bedarf der Schriftform und muß von der
Person oder Stelle oder ihrem gesetzlichen Vertreter unterzeichnet sein . Die Per¬
son oder Stelle oder ihr Vertreter kann die Verbreitung nur verlangen , wenn die
Gegendarstellung unverzüglich , spätestens innerhalb von zwei Monaten , dem
Veranstalter zugeht . Die Gegendarstellung muß die beanstandete Sendung und
Tatsachenbehauptung bezeichnen.

(3 ) Die Gegendarstellung muß unverzüglich in dem gleichen Programmbereich
zu einer Sendezeit verbreitet werden , die der Zeit der beanstandeten Sendung
gleichwertig ist . Sie muß ohne Einschaltungen und Weglassungen verbreitet wer¬
den . Eine Erwiderung auf die verbreitete Gegendarstellung muß sich auf tatsäch¬
liche Angaben beschränken.
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(4 ) Wird eine Sendung zum beliebigen zeitlichen Empfang bereitgestellt , so ist
die Gegendarstellung für die Dauer der Bereitstellung mit der Sendung zu verbin¬
den . Wird die Sendung nicht mehr bereitgestellt oder endet die Bereitstellung vor
Ablauf eines Monats nach Aufnahme der Gegendarstellung , so ist die Gegendar¬
stellung an vergleichbarer Stelle solange bereitzuhalten , wie der Betroffene es
verlangt , höchstens jedoch einen Monat.

(5) Die Verbreitung der Gegendarstellung erfolgt unentgeltlich . Dies gilt nicht,
wenn sich die Gegendarstellung gegen eine Tatsachenbehauptung richtet , die in
einer Werbesendung verbreitet worden ist.

(6) Für die Durchsetzung des Anspruches ist der ordentliche Rechtsweg gegeben.
Auf Antrag der Person oder Stelle kann das Gericht anordnen , daß der Veranstal¬
ter in der Form des Absatzes 3 eine Gegendarstellung verbreitet.

( 7 ) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für wahrheitsgetreue Berichte über öffentli¬
che Sitzungen des Europäischen Parlaments , der gesetzgebenden Organe des Bun¬
des , der Länder und Vertretungen der Gemeinden und der Gemeindeverbände
und der Gerichte sowie für Sendungen nach § 24 Abs . 1 . Zu einer Gegendarstel¬
lung kann eine Gegendarstellung nicht verlangt werden.

§ 24

Verlautbarungsrecht , Sendezeit für Dritte

( 1 ) Der Veranstalter hat auf Verlangen der Bundesregierung oder des Senats der
Freien Hansestadt Bremen unentgeltlich Gesetze und Verordnungen sowie
andere amtliche Verlautbarungen durch Hörfunk und Fernsehen zu verbreiten,
soweit dies dazu erforderlich ist , einer Gefahr für die Allgemeinheit oder für Men¬
schenleben zu begegnen oder wenn das Gesetz , die Verordnung oder die Verlaut¬
barung nicht auf ordnungsgemässem Wege verkündet werden kann . Die Bundes¬
regierung und der Senat der Freien Hansestadt Bremen haben das Recht , den
Zeitpunkt der Verbreitung zu bestimmen.

(2) Für gemeinnützige Organisationen , die mit ihren Sendebeiträgen in besonde¬
rem Maße Interessen der Allgemeinheit vertreten , ist in jedem Programm ein
Anteil von höchstens fünf vom Hundert der wöchentlichen Sendezeit offen zu hal¬
ten . Dabei sollen Organisationen aus unterschiedlichen Bereichen berücksichtigt
werden . Soweit und solange keine Vereinbarung mit dem Veranstalter über die
Inanspruchnahme dieser Sendezeiten bestehen , können sie anderweitig verwen¬
det werden . Die Selbstkosten sind dem Veranstalter zu ersetzen.
(3 ) Für Inhalt und Gestaltung einer Sendung nach den Absätzen 1 und 2 ist derje¬
nige verantwortlich , dem die Sendezeit gewährt worden ist.

§ 25
Besondere Finanzierungsarten

( 1 ) Sollen Rundfunkprogramme , für die ein Entgelt erhoben wird , auch Werbung
enthalten , so ist dies in den Entgeltbedingungen ausdrücklich anzukündigen . Bei
Sendungen , für die ein Einzelentgelt erhoben wird , muß vor dem Empfang der Sen¬
dung die Entgeltlichkeit und die Höhe des Entgelts erkennbar sein.
(2) Wird ein Rundfunkprogramm auch durch Spenden finanziert , so ist der Ver¬
anstalter dafür verantwortlich , daß der Spender keinen Einfluß auf das Rundfunk¬
programm ausüben kann . Der Veranstalter hat Spenden einer Person oder einer
Personenvereinigung , die einzeln oder in ihrer Summe in einem Kalenderjahr
zwanzigtausend Deutsche Mark übersteigen unter Angabe des Namens und der
Anschrift der spendenden Person oder Personenvereinigung sowie der Gesamt¬
höhe der Spenden der Landesanstalt mitzuteilen . Einzelheiten regelt die Landesan¬
stalt durch Satzung.

Abschnitt 6
Offener Kanal

§ 26
Grundsätze

( 1 ) Zur Verbreitung von Beiträgen von Personen oder Gruppen , die selbst nicht
Veranstalter nach diesem Gesetz sind ( § 1 Abs . 1 Nr . 2) , hat jeder Betreiber einer
Kabelanlage der Landesanstalt auf Verlangen je einen Kanal für Hörfunk und für
Fernsehen (Offener Kanal ) zur Verfügung zu stellen . Die Verpflichtung nach
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Satz 1 ist von Betreibern von Kabelanlagen mit einer Kapazität von mehr als 15
Kanälen und mehr als 5 .000 angeschlossenen Haushalten unentgeltlich zu erfül¬
len . Die Landesanstalt trifft die erforderlichen Vorkehrungen gegenüber den an
der technischen Durchführung Beteiligten.

(2 ) Nutzungsberechtigt sind Personen , die in der Freien Hansestadt Bremen ihre
Wohnung oder ihren Sitz haben ; weiteren Personen kann auf Antrag die Nutzung
gestattet werden . Ausgenommen sind staatliche und kommunale Behörden sowie
Parteien oder Wählervereinigungen.
(3 ) Die Beiträge müssen den in § 19 Abs . 1 und 2 genannten Grundsätzen entspre¬
chen . Die Beiträge sind unentgeltlich und werbungsfrei zu erbringen . Im übrigen
gelten § 20 Abs . 3 und § 21 entsprechend.
(4 ) Die Beiträge werden grundsätzlich in der Reihenfolge ihres Eingangs verbrei¬
tet ; die Landesanstalt kann Wünsche zu besonderen Sendezeiten berücksichtigen.
Abweichend von Satz 1 kann die Landesanstalt bestimmen , daß Beiträge verschie¬
dener Personen , die in einem besonderen Zusammenhang stehen , nacheinander
verbreitet werden.

(5) Für den Beitrag ist diejenige Person , die ihn verbreitet , selbst verantwortlich.
Die Person muß sich schriftlich verpflichten , die Landesanstalt von Schadens¬
ersatzansprüchen Dritter freizustellen . Die Landesanstalt stellt sicher , daß alle im
Offenen Kanal verbreiteten Beiträge aufgezeichnet und die Aufzeichnungen auf¬
bewahrt werden . § 22 gilt entsprechend.
(6) Die Landesanstalt bestellt für den Offenen Kanal eine verantwortliche Per¬
son , die der Direktorin oder dem Direktor untersteht.

§ 27

Finanzierung
( 1 ) Die Landesanstalt erhält zur Finanzierung des Offenen Kanals einen Anteil an
der Rundfunkgebühr gemäß Artikel 29 Abs . 1 Nr . 2 des Rundfunkstaatsvertrages.

(2 ) Die Landesanstalt kann im Rahmen ihres Haushaltes für Beiträge in Offenen
Kanälen Zuschüsse auf Antrag gewähren . Antragsberechtigt sind die in § 26 Abs.
2 Satz 1 und 2 genannten Gruppen und Einzelpersonen.
(3 ) Das Nähere über den Zugang und die Finanzierung des Offenen Kanals regelt
die Landesanstalt durch Satzung.

Abschnitt 7
Textdienste

§ 28
Textdienste

( 1 ) Dem Veranstalter eines Fernsehprogramms kann auch die Nutzung der Leer¬
zeilen des Fernsehsignals zur Veranstaltung von Fernsehtext und dem Veranstal¬
ter eines Hörfunkprogramms kann auch die Nutzung des Datenkanals des
Hörfunksignals zur Veranstaltung von Radiotext gestattet werden . Die ausschließ¬
liche Nutzung eines Fernsehkanals zur Veranstaltung von Fernsehtext und die
ausschließliche Nutzung eines Hörfunkkanals zur Veranstaltung von Radiotext
sind nur zulässig , wenn der Kanal nicht zur Übertragung von Hörfunk - oder Fern¬
sehprogrammen benötigt wird.

(2) Die Landesanstalt schreibt nach Absatz 1 Satz 2 freie Übertragungsmöglich¬
keiten für Textdienst im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen aus . § § 7 , 8 , 9
Abs . 1 , § § 11 bis 16 finden entsprechende Anwendung . Die Zulassung wird ent¬
sprechend der Zulassung nach § 11 Abs . 1 befristet.

(3) Für Textdienste gelten § § 17 bis 23 , § 25 dieses Gesetzes sowie § 5 Satz 1,
§ 8 des Bildschirmtext -Staatsvertrages vom 31 . August 1991 (Brem .GBl . S. 273,
301 — 225 -c- l ) entsprechend . Wirtschaftswerbung muß in der Inhaltsübersicht
und in der Textsendung durch den Buchstaben „W " gekennzeichnet werden . Ent¬
hält eine Textsendung teilweise Wirtschaftswerbung , ist diese von den übrigen
Informationen deutlich zu trennen.

(4 ) Wer Textdienst nach Absatz 1 Satz 1 veranstalten will , hat dies der Landesan¬
stalt zusammen mit einem Antrag nach § 7 Abs . 1 oder drei Monate vor Sendebe¬
ginn anzuzeigen . Die Landesanstalt kann die Veranstaltung untersagen , wenn die
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gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt sind . Behebt ein Veranstalter von
Textdienst trotz Beanstandung durch die Landesanstalt einen schwerwiegenden
Rechtsverstoß nicht oder verstößt der Veranstalter trotz Beanstandung durch die
Landesanstalt erneut in schwerwiegender Weise gegen das Recht , so kann die
Landesanstalt ihm die weitere Veranstaltung des Textdienstes ganz oder teilweise
untersagen , soweit der Zweck der Untersagung nicht durch eine weniger beein¬
trächtigende Maßnahme erreichbar ist.

Abschnitt 8
Sendungen in Einrichtungen , in Wohneinheiten und bei

öffentlichen Veranstaltungen

§ 29
Sendungen in Einrichtungen , in Wohneinheiten und bei

öffentlichen Veranstaltungen
( 1 ) Sendungen in Einrichtungen wie Beherbergungsbetrieben , Krankenhäusern,
Heimen und Anstalten , die sich auf ein Gebäude oder einen zusammengehörigen
Gebäudekomplex beschränken und im funktionellen Zusammenhang mit den dort
zu erfüllenden Aufgaben stehen , können ohne Zulassung aufgrund einer Beschei¬
nigung der Landesanstalt über die rundfunkrechtliche Unbedenklichkeit verbrei¬
tet werden.
(2 ) Sendungen,
1 . die drahtlos oder leitungsgebunden gleichzeitig in verschiedenen Einrichtun¬

gen nach Absatz 1 übertragen und dort weiterverbreitet werden,
2 . die außerhalb von Einrichtungen , in einem Gebäude oder zusammengehörigen

Gebäudekomplex mittels einer Kabelanlage mit bis zu einhundert angeschlos¬
senen Wohneinheiten veranstaltet und verbreitet werden oder

3 . die im örtlichen Bereich einer öffentlichen Veranstaltung und im zeitlichen
Zusammenhang damit veranstaltet und verbreitet werden,

bedürfen der Zulassung durch die Landesanstalt . Die Landesanstalt führt ein ver¬
einfachtes Zulassungsverfahren durch.
(3 ) Der Antrag ist spätestens einen Monat vor Beginn der Sendungen bei der Lan¬
desanstalt zu stellen . Dabei ist anzugeben,
1 . Art , zeitlicher Umfang und räumliche Reichweite der Sendungen und
2 . Name und Anschrift der Person oder der Personengruppe , die die Sendung als

Veranstalter verbreiten will.
(4 ) § 8 Abs . 1 und 2 , § § 12 , 14 bis 16 , 19 Abs . 1 und 2 , § § 20 , 22 und 23 gelten
entsprechend . Kommt ein Veranstalter der Pflicht zur Aufzeichnung nicht nach,
hat er jedem geltend gemachten Anspruch auf Gegendarstellung zu entsprechen.
(5) Sendungen nach Absatz 1 und 2 Nr . 1 dürfen nicht der Öffentlichkeitsarbeit
einzelner Parteien oder Wählervereinigungen dienen , soweit sie nicht in deren
eigenen Einrichtungen verbreitet werden.
(6) Bei Sendungen nach Absatz 2 Nr . 2 ist Werbung unzulässig.
( 7 ) Bei Verstößen gegen die Bestimmungen der Absätze 4 bis 6 finden § § 14 bis
16 entsprechende Anwendung.

Abschnitt 9
Weiterverbreitung von Rundfunkprogrammen in Kabelanlagen

§ 30
Zulässigkeit der Weiterverbreitung

( 1 ) Die inhaltlich unveränderte , vollständige und zeitgleiche Weiterverbreitung
herangeführter Rundfunkprogramme ( § 1 Abs . 1 Nr . 4 ) ist zulässig , wenn diese den
gesetzlichen Vorschriften des Ursprungslandes und den Bestimmungen dieses
Abschnittes entsprechen.
(2) Auf die Weiterverbreitung von Rundfunkprogrammen in einem Gebäude
oder einem Gebäudekomplex , wenn diese nicht zum dauernden Wohnen
bestimmt sind oder unselbständige oder weniger als fünfzig selbständige Wohn¬
einheiten mit dem Programm versorgen , finden die Vorschriften dieses Abschnit¬
tes mit Ausnahme von § 32 Abs . 1 Satz 1 Nr . 1 keine Anwendung.
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§ 31

Weiterverbreitungsgrundsätze
( 1 ) Die weiterverbreiteten Rundfunkprogramme sind zu sachgemäßer , umfassen¬
der und wahrheitsgemäßer Information verpflichtet . Sie müssen Betroffenen eine
ausreichende Gegendarstellungsmöglichkeit oder ein ähnliches Recht einräumen.
Sie haben die Würde des Menschen und die sittlichen , religiösen und weltanschau¬
lichen Überzeugungen anderer zu achten . Sie dürfen nicht den Tatbestand eines
Strafgesetzes erfüllen . Die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der Menschen¬
würde und zum Jugendschutz sowie zum Schutz der persönlichen Ehre sind einzu¬
halten.

(2 ) Die Gesamtheit der in der Kabelanlage weiterverbreiteten ortsmöglichen und
herangeführten Rundfunkprogramme muß die Vielfalt der bestehenden Meinun¬
gen des Gesamtangebotes des Rundfunks in möglichster Breite und Vollständig¬
keit zum Ausdruck bringen . Kein weiterverbreitetes ortsmögliches oder herange¬
führtes Rundfunkprogramm darf einseitig nur einzelne Meinungsrichtungen
berücksichtigen oder einseitig einer Partei oder Gruppe , einer Interessengemein¬
schaft oder einer Weltanschauung dienen.

(3 ) Sendungen einschließlich Werbesendungen dürfen nicht weiterverbreitet
werden , wenn sie über die nach dem Recht des Ursprungslandes vorgesehenen
besonderen Sendezeiten hinaus einzelnen Parteien oder an Wahlen beteiligten
Wählergruppen im Geltungsbereich des Grundgesetzes zur Öffentlichkeitsarbeit
dienen.

§ 32

Rangfolge
( 1 ) Für die Weiterverbreitung beachtet die Landesanstalt die nachfolgende
Rangfolge:
1 . für die Freie Hansestadt Bremen gesetzlich bestimmte Rundfunkprogramme,
2 . Rundfunkprogramme , deren Empfang im gesamten Bereich der Kabelanlage

ohne besonderen Antennenaufwand allgemein möglich ist (ortsübliche Pro¬
gramme ) ,

3 . sonstige im Land Bremen veranstaltete Rundfunkprogramme , die von der Lan¬
desanstalt zugelassen worden sind oder durchgeführt werden und

4 . weitere (ortsmögliche und herangeführte ) Rundfunkprogramme.
Die Kabelanlage ist so einzurichten , daß jeder angeschlossene Teilnehmer in der
Lage ist , zunächst die nach Satz 1 Nr . 1 , sodann die nach Satz 1 Nr . 2 und sodann
die nach Satz 1 Nr . 3 genannten Programme mit seinem Endgerät zu empfangen.
(2 ) Sofern die Kapazität der Kabelanlage nicht ausreichend ist , um alle nach
Absatz 1 Nr . 4 gleichrangigen Rundfunkprogramme weiterzuverbreiten , trifft die
Landesanstalt eine Auswahl nach Maßgabe von § 31 Abs . 2.
(3 ) Die Landesanstalt kann bestimmen , daß Programme , die ganz oder überwie¬
gend inhaltsgleich sind und in mehrfacher Verbreitungsart vorhanden sind , in der
Kabelanlage nicht in ihrer Gesamtheit übertragen werden müssen.
(4 ) Nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 erläßt die Landesanstalt einen Kabelbele¬
gungsplan , der im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen bekanntzumachen ist.
Der Kabelbelegungsplan ist bindend für die Betreiber von Kabelanlagen.

§ 33
Verfahren

( 1 ) Der Veranstalter eines ortsmöglichen oder herangeführten Rundfunkpro-
grammes hat die Erlaubnis für die Weiterverbreitung eines Programms spätestens
einen Monat vor dem Beginn der beabsichtigten Weiterverbreitung bei der Lan¬
desanstalt zu beantragen . Im Rahmen der vorhandenen Übertragungskapazitäten
kann neben einem Programm auch Textdienst weiterverbreitet werden.
(2 ) Der Antrag des Veranstalters muß die Programmart , die Programmkategorie,
das Programmschema sowie Angaben über die Verbreitung von Textdiensten
umfassen . Der Veranstalter hat glaubhaft zu machen , daß urheberrechtliche Hin¬
dernisse der Weiterverbreitung des Programmes nicht entgegenstehen . Der
Antrag muß die Erklärung enthalten , daß die Landesanstalt von Urheberrechtsan¬
sprüchen Dritter freigestellt wird . Der Veranstalter hat darzulegen , in welcher
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Weise das Recht der Gegendarstellung nach § 31 Abs . 1 Satz 2 gewährleistet ist.
Der Veranstalter hat glaubhaft zu machen , daß er in der Lage ist , der Landesanstalt
auf Anforderung Aufzeichnungen der weiterverbreiteten Sendungen bis zu acht
Wochen seit dem Tag ihrer Verbreitung zugänglich zu machen . Er hat ihr diese
Aufzeichnungen auf Anforderung und auf seine Kosten zu übermitteln.

(3 ) Der Veranstalter hat die Erklärung des Betreibers der Kabelanlage beizubrin¬
gen , daß die Weiterverbreitung des betreffenden Programms möglich ist . In der
Erklärung sind auch die räumliche Begrenzung , die Programmkapazität , die Teil¬
nehmerzahl und die technische Ausstattung der Empfangsanlage zu bezeichnen.

(4 ) Der Veranstalter und der Betreiber der Kabelanlage sind verpflichtet , der
Landesanstalt unverzüglich die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Absatz 2 und
3 erforderlichen Auskünfte zu erteilen und ihr entsprechende Unterlagen vor¬
zulegen.

§ 34
Untersagung , Widerruf

( 1 ) Die Landesanstalt kann die Weiterverbreitung eines herangeführten Rund-
funkprogrammes untersagen , wenn
1 . der Veranstalter nach dem für ihn geltenden Recht zur Veranstaltung von

Rundfunk nicht befugt ist oder wenn die im Ursprungsland zuständige Stelle
festgestellt hat , daß das herangeführte Programm den dort geltenden Rechts¬
vorschriften nicht entspricht,

2 . der Veranstalter wiederholt gegen die Weiterverbreitungsgrundsätze verstößt,
insbesondere wiederholt die Vielfalt erheblich beeinträchtigt,

3 . das Rundfunkprogramm inhaltlich verändert , unvollständig oder zeitversetzt
weiterverbreitet wird oder

4 . entgegen § 33 Anzeigen oder Unterlagen nicht vollständig oder nicht fristge¬
recht vorlegt , Auskünfte nicht vollständig oder fristgerecht erteilt , oder wis¬
sentlich unrichtige Angaben gemacht werden.

(2 ) Liegt ein Untersagungsgrund vor Beginn der Weiterverbreitung vor , so ord¬
net die Landesanstalt an , daß die Weiterverbreitung erst dann erfolgen darf , wenn
sie festgestellt hat , daß dieses Gesetz der Weiterverbreitung nicht entgegensteht.
(3 ) Tritt nach Feststellung der Landesanstalt ein Untersagungsgrund nach Beginn
der Weiterverbreitung ein , weist sie in den Fällen des Absatzes 1 Nr . 1 und 2 den
Veranstalter , in dem Fall des Absatzes 1 Nr . 3 dem Betreiber der Kabelanlage und
in dem Fall des Absatzes 1 Nr . 4 den jeweils Verpflichteten zunächst schriftlich
darauf hin . Dauert der Rechtsverstoß fort oder wiederholt er sich , kann die Lan¬
desanstalt nach Anhörung die Weiterverbreitung
1 . im Falle des Absatzes 1 Nr . 1 endgültig untersagen,
2 . in den Fällen des Absatzes 1 Nr . 2 bis 4 unter Berücksichtigung der Schwere

und Häufigkeit des Verstosses für einen bestimmten Zeitraum untersagen.
Hat die Landesanstalt in den Fällen des Absatzes 1 Nr . 2 bis 4 dreimal durch
Beschluß einen Verstoß als schwerwiegend festgestellt und nach Satz 1 gerügt,
untersagt sie die Weiterverbreitung endgültig.
(4) Die Landesanstalt kann die Erlaubnis nach Maßgabe einer Auswahlentschei¬
dung nach § 32 Abs . 2 widerrufen.
(5) § § 14 , 15 und 16 gelten entsprechend.
( 6) Der Bescheid über Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 5 ist dem Betreiber
der Kabelanlage und dem Veranstalter zuzustellen.
( 7 ) Veranstalter und Betreiber von Kabelanlagen werden für Vermögensnach¬
teile nicht entschädigt , die sie infolge einer Maßnahme nach den Absätzen 1 bis
5 erleiden.

Abschnitt 10
Bremische Landesmedienanstalt

§ 35
Aufgaben , Rechtsform und Organe

( 1 ) Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Gesetz und nach dem Rund¬
funkstaatsvertrag (Brem .GBl . S . 273 , 275 — 225 -c- l ) ist eine Anstalt des öffentli¬
chen Rechts mit dem Namen „Bremische Landesmedienanstalt " mit Sitz in Bremen
errichtet . Zu den Aufgaben der Landesanstalt gehören insbesondere
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1 . über die Erteilung der Zulassung an private Rundfunkveranstalter , die Ertei¬
lung der Erlaubnis für die Weiterverbreitung , die Rücknahme , Widerruf und
Untersagung zu entscheiden,

2 . über das Bestehen der Vielfalt in den zugelassenen Programmen zu befinden,
3 . Aufsicht über die privaten Rundfunkveranstalter und über die Veranstalter

weiterverbreiteter Programme wahrzunehmen,
4 . über die rundfunkrechtliche Unbedenklichkeit von Sendungen in Einrichtun¬

gen zu befinden,
5 . über die Genehmigung und den Widerruf zur Weiterverbreitung von Rund¬

funkprogrammen zu beschließen,
6 . über Verstöße gegen die Anforderungen dieses Gesetzes durch weiterverbrei¬

tete Rundfunkprogramme zu befinden und
7 . die Satzung zur Nutzung von Offenen Kanälen zu erlassen.

(2) Die Landesanstalt hat das Recht der Selbstverwaltung und gibt sich eine Sat¬
zung . Sie soll eine Vereinbarung mit der Freien Hansestadt Bremen abschließen,
um einzelne Aufgaben von den Behörden des Landes wahrnehmen zu lassen,
sofern die Erledigung durch eigene Arbeitnehmer einen unverhältnismäßigen
Aufwand verursachen würde und der besondere Inhalt der Aufgaben dem nicht
entgegensteht.
(3 ) Organe der Landesanstalt sind der Landesrundfunkausschuß und die Direkto¬
rin oder der Direktor.
(4 ) Gegen Entscheidungen der Landesanstalt nach Absatz 1 ist der Widerspruch
nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung nicht gegeben.

§ 36
Zusammensetzung des Landesrundfunkausschusses

( 1 ) Der Landesrundfunkausschuß besteht aus folgenden Mitgliedern , von denen
fünfzig von Hundert Frauen sein sollen:
1 . acht Mitglieder werden von folgenden Organisationen entsandt:

a) ein Mitglied durch die Evangelische Kirche,
b) ein Mitglied durch die Katholische Kirche,
c ) ein Mitglied durch die Israelitische Gemeinde,
d) ein Mitglied durch den Deutschen Gewerkschaftsbund,
e ) ein Mitglied durch die Unternehmensverbände im Lande Bremen,
f) ein Mitglied durch den Landessportbund,
g) ein Mitglied durch den Senat für die Stadtgemeinde Bremen und
h ) ein Mitglied durch den Magistrat für die Stadtgemeinde Bremerhaven.

2 . Außerdem wird je ein Mitglied von den politischen Parteien und Wählerverei¬
nigungen entsandt , die in der der Amtsperiode des Landesrundfunkausschusses
vorangegangenen Bürgerschaftswahl auf Landesebene mindestens fünf vom Hun¬
dert der gültigen Stimmen erreicht haben.
(2 ) Außerdem gehören dem Landesrundfunkausschuß an:
1 . drei Mitglieder aus dem Bereich der Kammern oder anderen berufsständischen

Organisationen,
2 . drei Mitglieder aus dem Bereich der Kultur , der Jugend , der Bildung und der

Erziehung und
3 . fünf Mitglieder aus dem Bereich der sonstigen gesellschaftlich relevanten

Organisationen.
(3 ) Die Mitglieder nach Absatz 2 werden von der Bürgerschaft (Landtag ) gewählt.
Die Wahl erfolgt getrennt nach Absatz 2 Nr . 1 bis 3 aus einer Vorschlagsliste , die
von den jeweiligen Gruppen , Organisationen und Verbänden eingereicht wird.

(4 ) Die Wahl erfolgt für die Dauer von vier Jahren . Scheidet ein Mitglied aus dem
Landesrundfunkausschuß vorzeitig aus , so ist für den Rest seiner Amtszeit ein
Nachfolgemitglied zu wählen.
(5) Solange und soweit Vertreter in den Landesrundfunkausschuß nicht entsandt
werden , verringert sich dessen Mitgliederzahl entsprechend.
(6) Die Mitglieder des Landesrundfunkausschusses müssen ihren Hauptwohnsitz
in der Freien Hansestadt Bremen haben . Mindestens drei Mitglieder nach Absatz
2 müssen ihren Hauptwohnsitz in der Stadtgemeinde Bremerhaven haben . Mit-
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glieder der Organe und Beschäftigte eines Rundfunkveranstalters , Mitglieder der
Bundesregierung oder einer Landesregierung sowie politische Beamte des Bundes
oder eines Landes können nicht in den Landesrundfunkausschuß gewählt oder
entsandt werden . Dasselbe gilt für Mitglieder des Europäischen Parlaments , des
Bundestages oder eines Landtages.

§ 37

Vorsitz und Verfahren des Landesrundfunkausschusses , Kostenerstattung
( 1 ) Der Landesrundfunkausschuß wählt aus seiner Mitte ein vorsitzführendes
Mitglied und ein Mitglied für dessen Stellvertretung.

(2) Die Mitglieder des Landesrundfunkausschusses sind ehrenamtlich tätig . Sie
haben Anspruch auf Zahlung von Sitzungsgeldern , auf Ersatz von Reisekosten
und auf Tages - und Übernachtungsgelder in gleicher Höhe wie die Mitglieder des
Rundfunkrates von „Radio Bremen " .

(3 ) Der Landesrundfunkausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 38

Sitzungen des Landesrundfunkausschusses

( 1 ) Die Sitzungen des Landesrundfunkausschusses werden nach Bedarf von dem
vorsitzführenden Mitglied einberufen . Auf Antrag von mindestens einem Viertel
der Mitglieder und auf Antrag der Direktorin oder des Direktors muß der Landes¬
rundfunkausschuß einberufen werden . Der Antrag muß den Beratungsgegenstand
angeben . Der Landesrundfunkausschuß tagt in nichtöffentlicher Sitzung . Er kann
in öffentlicher Sitzung tagen . Die Direktorin oder der Direktor nimmt an den Sit¬
zungen des Landesrundfunkausschusses mit beratender Stimme teil . Die Teil¬
nahme anderer Personen ist durch die Geschäftsordnung zu regeln.
(2) Der Landesrundfunkausschuß ist beschlußfähig , wenn alle Mitglieder des Lan¬
desrundfunkausschusses nach näherer Bestimmung der Geschäftsordnung gela¬
den worden sind und mindestens zehn Mitglieder anwesend sind.

(3 ) Ist der Landesrundfunkausschuß beschlußunfähig , sind alle Mitglieder inner¬
halb angemessener Frist mit der gleichen Tagesordnung erneut zu laden . In der
folgenden Sitzung ist der Landesrundfunkausschuß unabhängig von der Zahl der
Erschienenen beschlußfähig.
(4 ) Der Landesrundfunkausschuß faßt seine Beschlüsse mit der einfachen Mehr¬
heit der abgegebenen Stimmen . Beschlüsse über die Erteilung , die Rücknahme
und den Widerruf einer Zulassung sowie über die Genehmigung und den Widerruf
zur Weiterverbreitung von Rundfunkprogrammen und über die Wahl der Direkto¬
rin oder des Direktors bedürfen der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder.
Beschlüsse über die Abberufung der Direktorin oder des Direktors bedürfen der
Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder.

§ 39

Aufgaben der Direktorin oder des Direktors

( 1 ) Die Direktorin oder der Direktor hat

1 . Beschlüsse des Landesrundfunkausschusses vorzubereiten und zu vollziehen,
2 . die laufenden Geschäfte zu führen,
3 . die Maßnahmen zu treffen , die erforderlich sind , um die Einhaltung der Vor¬

schriften dieses Gesetzes zu überwachen,
4 . Veranstalter , Betreiber von Kabelanlagen und andere , deren Rechte und

Pflichten dieses Gesetz und der Rundfunkstaatsvertrag regeln , zu beraten , und
5 . mit anderen Landesmedienanstalten zusammenzuarbeiten , insbesondere beim

Erlaß gemeinsamer Richtlinien für die Werbung , bei Feststellungen zur Vielfalt
und beim Erlaß von Verfahrensgrundsätzen zum Jugendschutz aufgrund des
Rundfunkstaatsvertrages unter Beteiligung des Landesrundfunkausschusses.

(2 ) Die Direktorin oder der Direktor vertritt die Landesanstalt gerichtlich und
außergerichtlich , soweit in § 40 Abs . 3 nichts anderes bestimmt ist.

(3 ) Die Direktorin oder der Direktor regelt im Einvernehmen mit dem vorsitzfüh¬
renden Mitglied des Landesrundfunkausschusses die Vertretung.
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§ 40

Wahl , Amtsdauer , Abberufung der Direktorin oder des Direktors

( 1 ) Die Direktorin oder der Direktor wird vom Landesrundfunkausschuß auf fünf
Jahre gewählt . Wiederwahl ist zulässig.

(2 ) Die Direktorin oder der Direktor kann vor Ablauf der Amtszeit nur aus wichti¬
gem Grund abberufen werden . Sie oder er ist vor der Entscheidung zu hören.

(3 ) Das vorsitzführende Mitglied des Landesrundfunkausschusses schließt den
Dienstvertrag mit der Direktorin oder dem Direktor und vertritt die Landesanstalt
gegenüber dieser oder diesem gerichtlich und außergerichtlich.

§ 41

Finanzierung und Haushaltswesen

( 1 ) Die Landesanstalt deckt den Finanzbedarf aus dem zusätzlichen Anteil an der
Rundfunkgebühr nach § 29 Abs . 1 des Rundfunkstaatsvertrages , aus Bußgeldern
nach § 32 des Rundfunkstaatsvertrages und nach § 46 Abs . 4 dieses Gesetzes,
sowie durch Gebühren , Auslagen und Abgaben ; die betreffenden Satzungsbestim¬
mungen bedürfen der Genehmigung durch die zuständige Behörde . Finanzmittel
nach Artikel 29 Abs . 1 des Rundfunkstaatsvertrages , die in einem Kalenderjahr
nicht für die Landesanstalt benötigt werden , fließen „ Radio Bremen " zur Durch¬
führung besonderer kultureller Veranstaltungen zu . Zu diesem Zweck bildet
„Radio Bremen " ein Kuratorium aus fünf Mitgliedern des Rundfunkrats , dem
Intendanten und zwei weiteren Mitgliedern des Direktoriums , je einen Vertreter
der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven und zwei Vertretern der staatli¬
chen Deputation für Kultur.

(2 ) Die Haushaltsführung , Rechnungslegung , Prüfung und Entlastung der Lan¬
desanstalt richtet sich nach § 105 Abs . 1 Satz 1 der Haushaltsordnung der Freien
Hansestadt Bremen . Der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen prüft nach
§ 111 Abs . 1 der Haushaltsordnung der Freien Hansestadt Bremen die Haushalts¬
und Wirtschaftsführung . Die Landesanstalt erstellt eine mehrjährige Finanzpla¬
nung und kann im Rahmen der Finanzplanung Rücklagen bilden . Die Landesan¬
stalt gibt sich eine Finanzordnung.

§ 42

Rechtsaufsicht

Die Rechtsaufsicht über die Landesanstalt obliegt dem Senat der Freien Hanse¬
stadt Bremen.

Abschnitt 11

Datenschutz

§ 43

Geltung von Datenschutzvorschriften

( 1 ) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist , sind die jeweils gelten¬
den Vorschriften über den Schutz personenbezogener Daten anzuwenden , auch
wenn die Daten nicht in Dateien verarbeitet oder genutzt werden.

(2 ) Veranstalter und ihre Hilfsunternehmen haben , soweit sie personenbezogene
Daten ausschließlich zu eigenen journalistisch -redaktionellen Zwecken verarbei¬
ten oder nutzen , die erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnah¬
men zum Schutz der Daten zu treffen und die Beachtung des Datengeheimnisses
zu gewährleisten.

(3 ) Kabelnetze und ihre Zusatzeinrichtungen sind nach dem Stand der Technik
und Organisation so auszugestalten und zu betreiben , daß personenbezogene
Daten weder verfälscht noch zerstört noch unbefugt verarbeitet oder genutzt wer¬
den können.

§ 44

Datenschutzkontrolle

( 1 ) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz überwacht die Einhaltung der
Datenschutzbestimmungen im Anwendungsbereich dieses Gesetzes . Er teilt Bean¬
standungen der Landesanstalt mit , damit diese die nach den Absätzen 5 bis 7 vor¬
gesehenen Maßnahmen treffen kann.
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(2) Der Veranstalter und die Betreiber von Kabelanlagen sind verpflichtet , einen
Datenschutzbeauftragten oder eine Datenschutzbeauftragte zu bestellen . Für die
Bestellung und die Aufgaben des Beauftragten oder der Beauftragten finden die
jeweils geltenden Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes Anwendung.

(3 ) Der Betreiber einer Kabelanlage , der Veranstalter eines Rundfunkprogramms
und der für einen Beitrag oder Sendung Verantwortliche haben jederzeit den
kostenlosen Abruf von Programmen zu gestatten , Zutritt zu Grundstücken und
Geschäftsräumen zu gewähren , dort Prüfungen und Besichtigungen zu gestatten
und Einsicht in die geschäftlichen Unterlagen , in die gespeicherten personenbezo¬
genen Daten und die Datenverarbeitungsprogramme nehmen zu lassen . Das
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes)
sowie das Post - und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 des Grundgesetzes ) werden
insoweit eingeschränkt.

(4 ) Der Betreiber einer Kabelanlage , der Veranstalter eines Rundfunkprogramms
und der für einen Beitrag oder eine Sendung Verantwortliche sind verpflichtet,
dem Landesbeauftragten zur Erfüllung seiner Aufgaben die erforderlichen Aus¬
künfte zu erteilen . Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen
verweigern , deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs . 1 Nr . 1
bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtli¬
cher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig¬
keiten aussetzen würde.

(5 ) Die Landesanstalt leitet die Beanstandung des Landesbeauftragten für den
Datenschutz dem Betreiber der Kabelanlage , dem Veranstalter des Rundfunkpro¬
gramms oder dem für den Beitrag oder die Sendung Verantwortlichen zu und for¬
dert zur Stellungnahme innerhalb einer von ihr bestimmten Frist auf . Die Lan¬
desanstalt leitet eine Abschrift der Stellungnahme dem Landesbeauftragten für
den Datenschutz zu.

(6) Die Landesanstalt kann bei Verstößen gegen die Datenschutzbestimmungen
das Betreiben der Kabelanlage oder die jeweiligen Angebote untersagen , in der
Regel jedoch erst nach vorheriger Beanstandung . Die Untersagung ist unzulässig,
wenn sie außer Verhältnis zur Bedeutung des Betriebs der Kabelanlage oder der
Angebote für den Betreiber der Kabelanlage , den Veranstalter des Rundfunkpro¬
gramms oder den für den Beitrag oder die Sendung Verantwortlichen sowie die
Allgemeinheit steht . Die Landesanstali darf das Betreiben der Kabelanlage oder
die Angebote nur untersagen , wenn die Einhaltung der Datenschutzbestimmun¬
gen auf andere Weise nicht erreicht werden kann . Die Untersagung ist auf
bestimmte Arten oder Teile von Angeboten zu beschränken , wenn die Einhaltung
der Datenschutzbestimmungen dadurch erreicht werden kann.

(7) Soweit eine Untersagung ausgesprochen wird , kann die Landesanstalt auch
anordnen , daß in diesem Umfang Angebote zu sperren sind.

§ 45

Datenverarbeitung für publizistische Zwecke

( 1 ) Führt die journalistisch -redaktionelle Verarbeitung personenbezogener Daten
zur Veröffentlichung von Gegendarstellungen der Betroffenen , sind diese Gegen¬
darstellungen zu den gespeicherten Daten zu nehmen und für dieselbe Zeitdauer
aufzubewahren wie die Daten selbst.

(2 ) Wird jemand durch eine Berichterstattung im Rundfunk in seinem Persönlich¬
keitsrecht beeinträchtigt , kann er Auskunft über die der Berichterstattung
zugrundeliegenden , zu seiner Person gespeicherten Daten verlangen . Die Aus¬
kunft kann verweigert werden , soweit aus den Daten auf die Person des Verfas¬
sers , Einsenders oder Gewährsmannes von Beiträgen , Unterlagen und Mitteilun¬
gen für den redaktionellen Teil geschlossen werden kann . Der Betroffene kann
die Berichtigung unrichtiger Daten verlangen.
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Abschnitt 12
Bußgeldvorschriften

§ 46
O rdnungswidrigkeiten

( 1 ) Ordnungswidrig handelt , wer vorsätzlich oder fahrlässig
1 . als Antragsteller oder Veranstalter entgegen § 8 Abs . 6 über seine Eigentums¬

verhältnisse oder seine Rechtsbeziehungen zu mit ihm verbundenen Unter¬
nehmen falsche Angaben macht,

2 . als Antragsteller oder Veranstalter eine Änderung entgegen § 11 Abs . 4 Satz
1 oder § 12 Abs . 3 nicht unverzüglich mitteilt,

3 . als Veranstalter entgegen § 14 Abs . 3 einen Rechtsverstoß trotz Anweisung
der Landesanstalt nicht behebt oder nicht unterläßt,

4 . als Veranstalter entgegen § 14 Abs . 4 Beanstandungen in seinem Rundfunk¬
programm nicht verbreitet,

5 . als Veranstalter gegen die in § § 19 und 31 aufgestellten Grundsätze verstößt,
6 . als Veranstalter entgegen § 20 Abs . 1 Satz 1 keinen für den Inhalt des Rund¬

funkprogramms Verantwortlichen benennt oder entgegen § 20 Abs . 1 Satz 2
bei der Benennung mehrerer Verantwortlicher die jeweilige Verantwortlich¬
keit nicht angibt,

7 . als Veranstalter seine Aufzeichnungs - oder Aufbewahrungspflicht entgegen
§ 22 Abs . 1 oder der hierauf bezogenen Einsichts - und Übersendungspflicht
( § 22 Abs . 4 ) nicht , nicht richtig oder nicht vollständig nachkommt,

8 . Gegendarstellungen nicht unverzüglich in der vorgeschriebenen Form und
Dauer verbreitet ( § 23) ,

9 . besondere Sendezeiten dem Berechtigten nicht einräumt ( § 24) ,
10 . als Veranstalter seiner Offenlegungspflicht entgegen § 25 Abs . 2 Satz 2 nicht

nachkommt,
11 . die in § 32 vorgeschriebene Rangfolge nicht einhält , oder
12 . als Veranstalter von nicht bundesweit verbreitetem Rundfunk oder Betreiber

einer Kabelanlage über den nach § 28 Abs . 2 des Rundfunkstaatsvertrages
zulässigen Rahmen hinaus personenbezogene Daten erhebt , verarbeitet oder
nutzt oder entgegen § 28 Abs . 4 des Rundfunkstaatsvertrages personenbezo¬
gene Daten übermittelt oder entgegen § 28 Abs . 5 des Rundfunkstaatsvertra¬
ges personenbezogene Daten nicht löscht.

(2 ) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend
Deutsche Mark geahndet werden.
(3 ) Verwaltungsbehörde im Sinne von § 36 Abs . 1 Nr . 1 des Gesetzes über Ord¬
nungswidrigkeiten ist die Landesanstalt.
(4 ) Geldbußen , die von der Landesanstalt nach Abs . 1 bis 3 oder nach § 32 des
Rundfunkstaatsvertrages festgesetzt werden , stehen der Landesanstalt für ihre
Aufgaben nach dem 6 . Abschnitt zu.

Artikel 3

Gesetz zur Änderung des Pressegesetzes

§ 25 des Pressegesetzes vom 16 . März 1965 (Brem . GBl . S . 63 — 225 -a - l ) , das
zuletzt durch Gesetz vom 8 . Dezember 1974 (Brem . GBl . S . 351 ) geändert worden
ist , wird wie folgt geändert:
1 . Absatz 2 wird gestrichen.
2 . Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3.
3 . Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„An die Stelle des Verlegers tritt der Intendant , der Veranstalter oder der Ver¬
antwortliche .

"

4 . Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„ (3 ) Das Radio -Bremen -Gesetz , der ZDF-Staatsvertrag und das Bremische Lan¬
desmediengesetz in der jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt .

"
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Artikel 4

Schlußvorschriften

§ 1

Übergangsvorschriften

( 1 ) Die Amtszeit des zum 1 . April 1992 gewählten Rundfunkrates der Anstalt
„Radio Bremen " endet am 31 . März 1996.

(2) Bei der ersten Wahl der Mitglieder des Rundfunkrates nach Maßgabe von
Artikel 1 § 9 durch die Organisationen , die einen gemeinsamen Vertreter entsen¬
den , haben folgende Organisationen das erste Benennungsrecht , wenn nicht
durch Einvernehmen nach Artikel 1 § 9 Abs . 1 Satz 5 eine andere Regelung getrof¬
fen wird:

1 . für die Lehrerschaft : der Personalrat Schulen in Bremen,
2 . für die Elternschaft : der Zentralelternbeirat in Bremerhaven und

3 . für die Handelskammern : die Handelskammer Bremen.

(3 ) Die Amtszeit des bei Inkrafttreten dieses Gesetzes amtierenden Verwaltungs¬
rates der Anstalt „Radio Bremen " endet am 30 . September 1996.

(4 ) Die Amtszeit des bei Inkrafttreten dieses Gesetzes amtierenden Landesrund-
funkausschusses der Bremischen Landesmedienanstalt endet am 30 . Juni 1996.

(5 ) Die Amtszeit des bei Inkrafttreten dieses Gesetzes amtierenden Direktors der
Bremischen Landesmedienanstalt endet am 30 . Juni 1994.

(6) Eine Übertragungskapazität , die nach § 3 Abs . 3 Satz 2 des Bremischen Lan¬
desmediengesetzes vom 14 . Februar 1989 (Brem .GBl . S . 77 — 225 -1- 1 ) , zuletzt geän¬
dert durch Gesetz vom 23 . Februar 1993 (Brem .BGl .S . 63 ) , der Landesanstalt zu¬
geordnet war , bleibt ihr zugeordnet , wenn die Landesanstalt für sechs Monate
vor Ablauf der Zulassung aufgrund eines von ihr unterstützten Verlängerungsan¬
trages des die Übertragungskapazität nutzenden Veranstalters (Artikel 2 § 11
Abs . 1 ) den Zuordnungsausschuß über seine Geschäftsstelle informiert hat und
der Zuordnungsausschuß nicht binnen sechs Wochen nach Zustellung wider¬
spricht.

( 7 ) Der Senat wirkt unverzüglich auf die Benennung der Mitglieder des Zuord¬
nungsausschusses gemäß Artikel 2 § 4 hin und ruft ihn zum Zweck der Wahl eines
Vorsitzenden ein.

§ 2

Inkrafttreten , Außerkrafttreten

( 1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

(2 ) Gleichzeitig treten außer Kraft

1 . das Gesetz über die Errichtung und die Aufgaben einer Anstalt des öffentlichen
Rechts — Radio Bremen — vom 18 . Juni 1979 (Brem .GBl . S . 245 — 225 -b - l ) ,
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17 . Dezember 1991
(Brem .GBl . S . 411 ) ,

2 . das Bremische Landesmediengesetz vom 14 . Februar 1989 (Brem .GBl . S . 77
— 225 -h - l ) , zuletzt geändert durch Gesetz vom 23 . Februar 1993 (Brem .GBl.
S . 63 ) .

Druck: Anker-Druck Bremen
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